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552.01/22 

Im Kalenderjahr 1994 :sind au:s der Evangeli:sch-Lulherischen Lande:sldrche li.1.eck/enburg:s heimgerufen worden:

Ruth Salchow 
geboren am 29. August 1902 
früher B-K.atechetin in Zarrentin 
zuletzt wohnhaft im Helenenheim in Camin 
gestorben am 10. Januar 1994 
im Alter von 91 Jahren 

Dr. Friedrich Jens.,;en 
geboren am 1. Dezember 1909 
ftqher Pastor in Neubukow 
zuletzt wohnhaft in Bad Bevensen 
gestorben am 12. Januar 1994 
im Alter von 84 Jahren 

Heinrich Winkebnann 
geboren am 3. Dezember 1906 
früher Pastor in Alt Jabel 
und Propst der Propstei Dömitz 
zuletzt wohnhaft in Tewswoos 
gestorben am 25. Februar 1994 
im Alter von 87 Jahren 

Johannes Schmidt 
geboren am 7. Januar· 1909 
früher Pastor in Dahlen 
gestorben am 4. April 1994 
im Alter von 85 Jahren 

Hans-Martin Ehlen 
geboren am 27. September 1906 
früher Pastor am Monster in Bad Doberan 
und Propst der Propstei Bad Doberan 
gestorben am 9. Mai 1994 
im Alter von 87 Jahren 

Harald Weinrebe 
geboren am 18. Februar 1926 
frOher Pastor in Wesenberg 
und Propst der Propstei Mirow 
gestorben am 25. Mai 1994 
im Alter von 68 Jahren 

Dr. Hans JO.rgen Behm 
geboren am 12. Juli 1913 
frOher Pastor in Rostock - St. Nikolai 
dann Oberkirchenrat in Berlin 
zuletzt wohnhaft in Lemgo 
gestorben am 2. Juni 1994 
im Alter von 80 Jahren 

t Herbert Halpick 
geboren am 9. Februar 1911 
früher Pastor in Rambow 
zuletzt wohnhaft in Waren (Müritz) 
gestorben am 10. Juni 1994 
im Alter von 83 Jahren 

Gertrud Stephan 
geboren am 25. Mai 1916 
früher K.atechetin in Burg Stargard 
zuletzt wohnhaft in Blankensee 
gestorben im Juli 1994 
im Alter von 78 Jahren 

Elfriede Ladendorf 
geboren am 9. September 1909 
frUher Steuereinholerin 
zuletzt wohnhaft in Malchow 
gestorben im Juli 1994 
im Alter von 84 Jahren 

Kurt Benlzin 
geboren am 15. Juni 1909 
früher Angestellter 
bei der Landessuperintendentur Stargard 
zuletzt wohnhaft im Feierabendheim Mirow 
gestorben am 27. Juli 1994 
im Alter von 85 Jahren 

Siegfried Maybaum 
geboren am 20. September 1914 
früher Katechet in Zweedorf und Vielist 
zuletzt wohnhaft in Waren (Müritz) 
gestorben am 2. August 1994 
im Alter von 79 Jahren 

Rudolf Manns .·. . . · 

geboren ani 25. Dezember 19j9 · 
früher Friedhofsmitarbeiter in Güstrow 
gestorben am 8. August.1994 
im Alter von S4 Jahren-·· 

Eleonore Brand 
geboren am 6. April 1909 
früher Kateche'tin 
zuletzt wohnhaft in Neu Poserin 
gestorben am 18. August 1994 
im Alter von 85. Jahren 
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Ludwig Voß 
geboren am 9. Juli 1920 
froher Kirchenökonom in Crivitz 
gestorben am 23. August 1994 
im Alter von 74 Jahren 

. Frieda Albrecht 
geboren am 22. April 1915 
früher Katechetin in Parkentin 
gestorben am 19. September 1994 
Im Alter von 79 Jahren 

Hans Buseke 

geboren am 15. Juli 1901 
früher Pastor in Rostock 
zuletzt wohnhaft in Hamburg 
gestorben am 30. September 1994 
im Alter von 93 Jahren 

Otto Schröder 

geboren am 8. April 1921 
früher Landessuperintendent in Parchim 
zuletzt wohnhaft in Ratzeburg 
gestorben am 18. Oktober 1994 
im Alter von 73 Jahren 

Elisabeth Behrens 

geboren am 26. Juni 1913 
früher Friedhofsmitarbeiterin in Grabow 
gestorben am 2. November 1994 
im Alter von 81 Jahren 

„Das Lamm, d0:5 erwürget ist, istwtJrdig, zu nehmen 
Kraft und Reichtum und Weisheit und SttJrke 
und Ehre und Preis und Lob. " 

Offenbarung 5, 12 

Schwerin, 31. Dezember 1994 

Landesbischof 
Stier 
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Datenschutzgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Am 1. Januar 1994 ist das mit Wirkung für die Gliedkirchen (Art. 
10 Buchst. a EKDGO) erlassene Kirchengesetz der. Evangeli­
schen Kirche in Deutschland Ober den Datenschutz der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) in Kraft getreten. 
Gemäß § 28 des Gesetzes treten das Kirchengesetz Ober den 
Datenschutz vom 10. November 1977 (ABIEKD 1978 S. 2) in der 
Neufassung vom 7. November 1984 (ABIEKD S. 507) und die 
Verordnung zum Kirchengesetz Ober den Datenschutz vom 21. 
März 1986 (ABIEKD S. 117) außer Kraft. 
Das Kirchengesetz Ober den Datenschutz in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland vom 12. November 1993 (ABIEKD S. 505) 
wird nachstehend nebst Anlage (zu § 9) bekanntgemacht. 

Schwerin, den 30. August 1994 
Der Oberkirchenrat 
Rausch 

Kirchengesetz über den Datenschutz 

der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(DSG-EKD) vom 12. November 1993 

§ l
Zweck und Anwendungsbereich 

(1) Zweck dieses Kirchengesetzes ist es, den einzelnen davor zu
schützen, daß er durch den Umgang mit seinen personenbezoge­
nen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.
(2) Dieses Kirchengesetz gilt für die Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung personenbezogener Daten durch kirchliche Behörden
und sonstige Dienststellen sowie ohne Rücksicht auf deren
Rechtsform durch kirchliche Werke und Einrichtungen der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland und der Gliedkirchen (kirchli­
che. Stellen). Die Evangelische Kirche in Deutschland und die
Gliedkirchen können jeweils für ihren Bereich eine Übersicht
über die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eigener
Rechtspersönlichkeit, für die dieses Kirchengesetz gilt, führen.
In die Übersicht sind Name, Anschrift, Rechtsform und Tatig­
keitsbereich der kirchlichen Werke und Einrichtungen aufzuneh­
men.
(3) Dieses Kirchengesetz ist nur eingeschränkt anwendbar:
1. auf automatisierte Dateien, die ausschließlich aus verarbeitungs­
technischen Gründen vorübergehend erstellt und nach ihrer
verarbeitungstechnischen Nutzung automatisch gelöscht werden;
insoweit gelten nur die§§ 6 und 9;
2. auf nichtautomatisierte Dateien, deren personenbezogene Da­
ten nicht zur Übermittlung an Dritte bestimmt sind; insoweit
gelten nur die §§ 6, 9, 23 und 25 sowie die Regelungen Ober die
Verarbeitung und Nutzung von personenbezogenen Daten in
Akten. Werden. im Einzelfall personenbezogene Daten übermit­
telt, gelten fllr diesen Einzelfall die Vorschriften dieses Kirchen­
gesetzes uneingeschränkt.
(4) Pfarrer und Pfarrerinnen sowie sonstige kirchliche Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen dürfen in Wahrnehmung ihres Scelsorge­
auftrages eigene Aufzeichnungen fllhren und verwenden; diese
dürfen nicht in automatisierten Verfahren verarbeitet werden. Die
besonderen Bestimmungen Ober den Schutz des Beicht- und
Seelsorgegeheimnisses sowie über die Amtsverschwiegenheit

bleiben unberührt. Das gleiche gilt fllr die sonstigen Verpflichtun­
gen zur Wahrung gesetzliche r Geheimhaltungs- und Ver­
schwiegenheitspflichten oder von -Berufs- oder besonderen Amts­
geheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen. 
(5) Soweit'besondere Regelungen in anderen kirchlichen Rechts­
vorschriften auf personenbezogene Daten einschließlich deren
Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften
dieses Kirchengesetzes vor.

§2
Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persön­
liche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder be­
stimmbaren natürlichen Person (betrofferte Person).
(2) Eine Datei ist
l. eine Sammlüng von Daten, die durch automatisierte Verfahren
nach bestimmten Merkmalen ausgewertet werden kann (automa­
tisierte Datei), oder
2. jede sonstige Sammlung von Daten, die gleichartig aufgebaut
ist und nach bestimmten Merkmalen geordnet, umgeordnet und
ausgewertet werden kann (nichtautomatisierte Datei).
Nicht hierzu gehören Akten und Aktensammlungen, es sei denn,
daß sie durch automatisierte Verfahren umgeordnet und ausge­
wertet werden können.
(3) Eine Akte ist jede sonstige amtlichen oder dienstlichen
Zwecken dienende Unterlage; dazu zählen auch Bild- und Tontra­
ger. Nicht hierunter fallen Vorentwürfe und Notizen, die nicht
Bestandteil eines Vorgangs werden sollen.
(4) Erheben ist das Beschaffen von Daten über die betroffene
Person.
(5) Verarbeiten ist das Speichern, Verll.ndern, Übermitteln, Sper­
ren und Löschen von Daten. Im einzelnen ist, ungeachtet der dabei
angewendeten Verfahren:
1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren von
Daten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren Verar­
beitung· oder Nutzung,
2. Verändern das inhaltliche Umgestalten von gespeicherten
Daten, 
3. Übermitteln das Bekanntgeben von gespeicherten oder durch
Datenverarbeitung gewonnenen Daten an Dritte in der Weise, daß
a) die Daten durch die speichernde an die aufnehmende Stelle
weitergegeben werden oder
b) Dritte von der speichernden Stelle zur Einsicht oder zum Abruf
bereitgehaltene Daten einsehen· oder abrufen,
4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter Daten, um ihre
weitere Verarbeitung ode( Nutzung .einzuschränken,
5. Löschen das Unkenntlichntachen gespeicherter Daten.
(6) Nutzen ist jede Verwendüng �on Daten, soweit es sich nicht
um Verarbeitung handelt
(7) Anonymisieren ist das Verändern von Daten derart, daß die
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse
nicht mehr oder nur mit 'einem unverhältnismäßig großen Auf­
wand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer betroffenen Person
zugeordnet werden können.
(8) Speichernde Stelle ist jede Person oder Stelle, die Daten für
sich selbst speichert oder durch andere im Auftrag speichern läßt.
(9) Dritte sind Personen und Stellen außerhalb der speichernden
Stelle. Dritte sind nicht die betroffene Person sowie diejenigen
Personen und Stellen, die im Geltungsbereich dieses Kil'9h1r�-.
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gesetzes personenbezogene Daten im Auftrag verarbeiten oder 
nutzen. 

§3
Datenerhebung 

(1) Das Erheben personenbezogener Daten ist zulässig, wenn ihre
Kenntnis zur Erfllllung der Aufgaben der erhebenden kirchlichen
Stelle erforderlich ist.
(2) Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen Person zu
erheben. Ohne ihre Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden,
wenn·
1. eine kirchliche oder staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht
oder
2. die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages die Erhebung
erfordert und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß überwie­
·gende schutzwordige Interessen verletzt werden, sofern
a) die zu erfllllende Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei
anderen Personen oder kirchlichen Stellen erforderlich macht
oder
b) die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismä­
ßigen Aufwand erforderte oder
c) die betroffene Person einer durch Rechtsvorschrift festgelegten
Auskunftspflicht nicht nachgekommen und über die beabsichtigte
Erhebung der Daten unterrichtet worden ist.
(3) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person
erhoben, so ist sie auf Verlangen über den Erhebungszweck, über
die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, und über die
Folgen der Verweigerung von Angaben aufzuklaren.
(4) Werden personenbezogene Daten statt bei der betroffenen
Person bei einer nicht-kirchlichen oder nicht-öffentlichen Stelle
erhoben, so ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur Aus­
kunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben
hinzuweisen.

§4
Datenverarbeitung und -nutzung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten und deren Nut­
zung sind nur zulässig, wenn dieses Gesetz oder eine andere
Rechtsvorschrift sie erlaubt oder anordnet oder soweit die betrof­
fene Person eingewilligt hat.
(2) Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person eingeholt,
isf sie auf den Zweck der Speicherung und einer vorgesehenen
Übermittlung sowie auf Verlangen auf die Folgen der Verweige­
rung der Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung bedarf
der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstllnde eine
andere Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit
anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist die Ein­
willigungserklärung im äußeren Erscheinungsbild der Erklllrung
hervorzuheben.

§5
Datenspeicherung, -verll.nderung und -nutzung 

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener
Daten ist zulässig, wenn es zur Erfllllung der in der Zuständigkeit
der speichernden kirchlichen Stelle liegenden Aufgabe erforder­
lich ist und es für die Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben
worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen die

Daten nur für die Zwecke geandert oder genutzt werden, für die sie 
gespeichert worden sind. 
(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere Zwecke ist
nur zulässig, wenn
1. eine kirchliche Rechtsvorschrift dies vorsieht,
2. eine staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht und kirchliche
Interessen nicht entgegenstehen,
3. die betroffene Person eingewilligt hat,
4. offensichtlich ist, daß es im Interesse der betroffenen Person
liegt und kein Grund zu der Annahme besteht, daß sie in Kenntnis
des anderen Zweckes ihre Einwilligung verweigern würde,
5. Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen,
weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit beste­
hen,
6. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen
werden können oder die speichernde kirchliche Stelle sie veröf­
fentlichen dürfte, es sei denn, daß das schutzwürdige Interesse der
betroffenen Person an dem Ausschluß der Zweckänderung offen-

. sichtlich überwiegt,
7. Grund zu der Annahme besteht, daß andernfalls die Wahrneh­
mung des Auftrages der Kirche gefährdet würde,
8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der
Rechte einer anderen Person erforderlich ist oder
9. es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich
ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des
Forschungsvorhabens das Interesse der betroffenen Person an
dem Ausschluß der Zweckänderung erheblich überwiegt und der
Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit
unverhll.ltnismll.ßigem Aufwand erreicht werden kann.
(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht
vor, wenn sie der Wahrnehmung von Visitations-, Aufsichts- und
Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung, der Revision oder
der Durchfohrung von Organisationsuntersuchungen für die
speichernde kirchliche Stelle dient Das gilt auch für die Verar­
beitung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken
durch die speichernde kirchliche Stelle, soweit nicht überwiegen­
de schutzwürdige Interessen der betroffenen Person entgegenste­
hen.
(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der
Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstel­
lung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungs­
anlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwen­
det werden.

§6
Datengeheimnis 

Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist unter­
sagt, personenbezogene Daten unbefugt zu verarbeiten oder zu 
nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind - soweit sie nicht 
aufgrund anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegen­
heit verpflichtet wurden • bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das 
Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

§7
Unabdingbare Rechte der betroffenen Person 

(1) Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft(§ 15) und auf
Berichtigung, Löschung oder Sperrung von Daten(§ 16) können
nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt wer­
den.
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(2) Sind die Daten der betroffenen Person in einer Datei gespei­
chert, bei der mehrere Stellen speicherungsberechtigt sind, und ist
die betroffene Person nicht in der Lage, die speichernde Stelle
festzustellen, so kann sie sich an jede dieser Stellen wenden.
Diese ist verpflichtet, das Vorbringen der betroffenen Person an
die speichernde Stelle weiterzuleiten. Die betroffene Person ist
Ober die Weiterleitung und die speichernde Stelle zu unterrichten.

§8

Schadensersatz durch kirchliche Stellen 

(1) Fügt eine kirchliche Stelle der betroffenen Person durch eine
nach den Vorschriften dieses Kirchengesetzes oder nach anderen
kirchlichen Vorschriften Ober den Datenschutz unzulässige oder
unrichtige automatisierte Verarbeitung ihrer personenbezoge­
nen Daten einen Schaden zu, ist sie der betroffenen Person zum
Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Für die
Verarbeitung der von staatlichen oder kommunalen Stellen sowie
von Sozialleistungsträgern übermittelten personenbezogenen
Daten durch kirchliche Stellen, die nicht privatrechtlich organi­
siert sind, gilt diese Verpflichtung zum Schadensersatz unabhän­
gig von einem Verschulden; bei einer schweren Verletzung des
Persönlichkeitsrechts ist der betroffenen Person der Schaden, der
nicht Vermögensschaden ist, angemessen in Geld zu ersetzen.
(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 Satz 2 sind insgesamt bis zu 
einem Betrag in Höhe von 250 000 Deutsche Mark begrenzt. Ist
aufgrund desselben Ereignisses an mehrere Personen Schadenser­
satz zu leisten, der insgesamt den Höchstbetrag von 250 000
Deutsche Mark übersteigt, so verringern sich die einzelnen
Schadensersatzleistungen in dem Verhältnis, in dem ihr Gesamt­
betrag zum Höchstbetrag steht.
(3) Sind bei einer Datei mehrere Stellen speicherungsberechtigt
und ist die geschädigte Person nicht in der Lage, die speichernde
Stelle festzustellen, so haftet jede dieser Stellen.
(4) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.
(5) Auf das Mitverschulden der betroffenen Person ist § 254 und
auf die Verjährung § 852 des Bürgerlichen Gesetzbuches entspre­
chend anzuwenden.
(6) Macht eine betroffene Person gegenüber einer kirchlichen
Stelle einen Anspruch auf Schadensersatz wegen einer nach
diesem Kirchengesetz oder anderen Vorschriften Ober den
Datenschutz unzulässigen oder unrichtigen automatisierten Da­
tenverarbeitung geltend und ist streitig, ob der Schaden die Folge
eines von der speichernden Stelle zu vertretenden Umstandes ist,
so trifJ) die Beweislast die speichernde Stelle.
(7) Vorschriften, nach denen Ersatzpflichtige in weiterem Um­
fang als nach dieser Vorschrift haften oder nach denen andere für 
den Schaden verantwortlich sind, bleiben unberührt. 

§9 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

Kirchliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene 
Daten verarbeiten, haben die technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung 
der Vorschriften dieses Kirchengesetzes, insbesondere die in der 
Anlage zu diesem Kirchengesetz genannten Anforderungen, zu 
gewährleisten. Erforderlich sind Maßnahmen, deren Aufwan(I in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutz­
zweck steht. 

§ 10
Einrichtung automatisierter Abrufverfahren 

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die
Übermittlung personenbezogener Daten durch Abruf ermöglicht,
ist zulässig, soweit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der
schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person und des kirch­
lichen Auftrags der beteiligten Stellen angemessen ist. Die Vor­
schriften Ober die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs bleiben
unberührt.
(2) Die beteiligten kirchlichen Stellen haben zu gewährleisten,
daß die Zulässigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert werden
kann. Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:
1. Anlaß und Zweck des Abrufverfahrens,
2. die datenempfangenden Stellen,
3. Art der zu übermittelnden Daten,
4. nach § 9 erforderliche technische und organisatorische Maß.­
nahmen.
(3) Über die Einrichtung . von _Abrufverfahren ist der oder die•
jeweils zuständige Datenschutzbeauftragte unter Mitteilung der
Festlegung nach Absatz 2 zu unterrichten.
(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs
trägt die datenempfangende Stelle. Die speichernde kirchliche
Stelle prüft die Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn dazu Anlaß
besteht. Die speichernde kirchliche Stelle hat zu gewährleisten,
daß die Übermittlung von personenbezogenen Daten zumindest
durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft
werden kann. Wird ein Gesamtbestand von personenbezogenen
Daten abgerufen oder übermittelt (Stapelverarbeitung), so be­
zieht sich die Gewährleistung der Feststellung und Überprüfung.
nur auf die Zulässigkeit des Abrufs oder der Übermittlung des
Gesamtbestandes.
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf aus Datenbestän­
den, die jedermann, sei es ohne oder nach besonderer Zulassung,
zur Benutzung offenstehen.

§ 11
Verarbeitung oder Nutzung 

von personenbezogenen Daten im Auftrag 

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere
Stellen oder Personen verarbeitet oder genutzt, ist die beauftra­
gende Stelle für die Einhaltung der Vorschriften .dieses Kirchen­
gesetzes und anderer Vorschriften Ober den Datenschutz verant­
wortlich. Die in den §§ 7 und 8 genannten Rechte sind ihr
gegenüber geltend zu machen.
(2) Die beauftragte Stelle oder· Per�n .· ist unter besonderer Be­
rücksichtigung der Eignur

i

g der von ihr. getroffenen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen sorgfaltig auszuwählen. Der 
Auftrag ist schriftlich zu ·. erteilen, . wobei die Datenverarbeitung
oder -nutzung, die technischen und organisatorischen Maßnah­
men und etwaige Unterauftragsverhältnisse festzulegen sind. Vor 
einer Beauftragung ist die Genehmigung der nach kirchlichem 
Recht zuständigen Stelle einzuholen. 
(3) Die beauftragte Stelle . oder Person darf die Daten nur im
Rahmen der Weisungen der beauftragenden Stelle verarbeiten
oder nutzen. Ist sie cler Ansicht, daß eine Weisung der beauftra­
genden Stelle gegen dieses Kirchengesetz oder andere Vorschrif­
ten ober den Datenschutz verstößt, hat sie die beauftragende
Stelle unverzüglich darauf hinzuweisen.
(4) Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen auf di�
beauftragte Stelle oder Person keine Anwendung finden, ist ·. die
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beauftragende Stelle verpflichtet sicherzustellen, daß die beauf­
tragte Stelle diese Bestimmungen beachtet und sich der Kontrolle 
kirchlicher Datenschutzbeauftragter unterwirft. 

§ 12
Datenübermittlung an kirchliche 
oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an kirch­
liche Stellen ist zullssig, wenn
1. sie zur Erfllllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden
oder der empfangenden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben
erforderlich ist und
2. die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 5 vorliegen.
(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt
die übermittelnde kirchliche Stelle. Erfolgt die Übermittlung auf
· Ersuchen der empfangenden kirchlichen Stelle, trägt diese die
Verantwortung. In diesem Falle prüft die übermittelnde kirch­
liche Stelle nur, ob das Obermittlungsersuchen im Rahmen der
Aufgaben der datenempfangenden kirchlichen Stelle liegt, es sei
denn, daß besonderer Anlaß zur Prüfung der Zulässigkeit der
Übermittlung besteht § 10 Abs. 4 bleibt unberührt.
(3) Die datenempfangende kirchliche Stelle darf die übermittel­
ten Daten für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
Erfüllung sie ihr übermittelt werden. Eine Verarbeitung oder
Nutzung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen
des § 5 Abs. 2 zullssig.
(4) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 über­
mittelt werden dürfen, weitere personenbezogene Daten der be­
troffenen oder einer anderen Person in Akten so verbunden, daß
eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand mög­
lich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig, soweit
nicht berechtigte Interessen der betroffenen oder einer anderen
Person an deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine
Nutzung dieser Daten ist unzulässig.
(5) Absatz 4 gilt entsprechend, wenn personenbezogene Daten
innerhalb einer kirchlichen Stelle weitergegeben werden.
(6) Personenbezogene Daten dürfen an Stellen anderer öffentlich­
rechtlicher Religionsgesellschaften übermittelt werden, wenn das
zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben erforderlich ist, die der
übermittelnden oder der empfangenden Stelle obliegen, und
sofern sichergestellt ist, daß bei der empfangenden Stelle ausrei­
chende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden, und nicht of.
fensichtlich berechtigte Interessen der betroffenen Person entge­
genstehen.
(7) Personenbezogene Daten dürfen an Behörden und sonstige
öffentliche Stellen des Bundes, der Länder und der Gemeinden
und der sonstigen Aufsicht des Bundes oder eines Landes unter­
stehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts übermit­
telt werden, wenn das zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben
erforderlich ist, die der übermittelnden Stelle obliegen, und nicht
offensichtlich berechtigte Interessen der betroffenen Person ent­
gegenstehen.

§ 13
Datenübermittlung an sonstige Stellen 

( 1) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an sonstige
Stellen oder Personen ist zulässig, wenn
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden
kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und die

Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 5 zuließen, 
oder 
2. die datenempfangenden Stellen oder Personen ein berechtigtes
Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft
darlegen und die betroffene Person kein schutzwürdiges Interesse
an dem Ausschluß der Übermittlung hat, es sei denn, daß Grund
zu der Annahme besteht, daß durch die Übermittlung die
Wahrnehmung des Auftrags der Kirche geflllirdet würde.
(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt
die übermittelnde kirchliche Stelle; durch Kirchengesetz oder
durch kirchliche Rechtsverordnung kann die Übermittlung von
der Genehmigung einer anderen kirchlichen Stelle abhängig
gemacht werden.
(3) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 1 Nr. 2 unterrich­
tet die übermittelnde kirchliche Stelle die betroffene Person von
der Übermittlung ihrer Daten. Dies gilt nicht, wenn damit zu
rechnen ist, daß sie davon auf andere Weise Kenntnis erlangt.
(4) Die datenempfangenden Stellen und Personen dürfen die
übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen,
zu dessen Erfüllung sie ihnen übermittelt werden. Die übermit­
telnde Stelle hat sie darauf zu verpflichten.

§ 14
Durchführung des Datenschutzes 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen
sind jeweils für ihren Bereich für die Einhaltung eines ausreichen­
den Datenschutzes verantwortlich.
(2) Sie haben insbesondere sicherzustellen, daß von den kirch­
lichen Stellen je nach ihrem Zuständigkeitsbereich eine Übersicht
geführt wird Ober
1. die Bezeichnung und die Art der Dateien,
2. deren Zweckbestimmung,
3. die Art der gespeicherten Daten,
4. den betroffenen Personenkreis,
5. die Art der regelmäßig zu übermittelnden Daten und die
datenempfangenden Stellen,
6. die Regelfristen für die Löschung der Daten,
7 .. zugriffsberechtigte Personengruppen oder Personen, die allein
zugriffsberechtigt sind.
Sie haben ferner dafür zu sorgen, daß die ordnungsgemäße

· Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe
personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, überwacht
wird.
(3) Die jeweiligen Datenschutzbeauftragten erhalten eine Aus­

fertigung der Übersicht der automatisierten Dateien ihrer Zustän­
digkeitsbereiche.
(4) Absatz 2 Satz 1 gilt nicht für Dateien, die nur vorübergehend
vorgehalten und innerhalb von drei Monaten nach ihrer Erstel­
lung gelöscht werden.

§ 15
Auskunft an die betroffene Person 

(1) Der betroffenen Person ist auf Antrag Auskunft zu erteilen
Ober
1. die zu ihr gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf
Herkunft oder empfangende Stellen dieser Daten beziehen. und
2. den Zweck der Speicherung.
(2) In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten. über
die Auskunft erteilt werden soll, naher ':.:zeichnet weroen. Sind
die personenbezogenen Daten in Akten �espeichert, 0vird die
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Auskunft nur erteilt, soweit die betroffene Person Angaben macht, 
die das Auffinden der Daten ennöglichen, und der filr die Ertei­
lung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis 
zu dem geltend gemachten lnfonnationsintercsse steht. Die spei­
chernde Stelle bestimmt das Verfahren, insbesondere die Fonn 
der Auskunftserteilung, nach pflichtgemllßem Enncssen. 
(3) Auskunft kann nicht erteilt werden, soweit die Daten oder die
Tatsache ihrer Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvor­
schrift oder wegen Oberwiegender berechtigter Interessen Dritter
geheimgehalten werden mDssen und das Interesse der betroffenen
Person an der Auskunftserteilung zurücktreten muß oder wenn
durch die Auskunft die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche
gefährdet wird.
(4) Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 16

_Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrich­
tig sind. Wird festgestellt, daß personenbezogene Daten in Akten
unrichtig sind, oder wird ihre Richtigkeit von der betroffenen
Person bestritten, so ist dies in der Akte zu vennerken oder auf
sonstige Weise festzuhalten.
(2) Personenbezogene Daten in Dateien sind zu löschen, wenn
1. ihre Speicherung unzulllssig ist oder
2. ihre Kenntnis filr die speichernde Stelle zur Erftlllung der in
ihrer Zustlndigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich
ist.
(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, soweit
1. einer Löschung Rechtsvorschriften, satzungsmäßige oder ver­
tragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,
2. Grund zu der Annahme besteht, daß durch eine Löschung
schutzwOrdige Interessen der betroffenen Personen beeinträchtigt
würden, oder
3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich
ist.
(4) Personenbezogene Daten in Dateien sind ferner .zu sperren,
soweit ihre Richtigkeit von der betroffenen Person bestritten wird
und sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen
läßt.
(5) Personenbezogene Daten in Akten sind zu sperren, wenn die
kirchliche Stelle im Einzelfall feststellt, daß ohne die Sperrung
schutzwOrdige Interessen der betroffenen Person beeintrllchtigt
würden und die Daten filr die AufgabenerfUllung nicht mehr
erforderlich sind.
(6) Gespen1e Daten dürfen ohne Einwiiligung der be1roffenen
Person nur Obennittelt oder genutzt werden, wenn
1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer beste­
henden Beweisnot oder aus sonstigen im Oberwiegenden Interesse
der speichernden kirchlichen Stelle oder Dritter liegenden Grün­
den unerläßlich ist und
2. die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürften,
wenn sie nicht gespen1 wären, und die Wahrnehmung des kirch­
lichen Auftrags nicht geflihrdet wird.
(/) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung bestrit­
tener Daten sowie der Löschung oder Sperrung wegen Unzuläs­
sigkeit der Speicherung sind die kirchlichen Stellen zu verständi­
gen, denen im Rahmen einer regelmäßigen Datenübermittlung
diese Daten zur Speicherung weitergegeben werden, wenn dies
zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der betroffenen Person
erforderlich ist.

(8) Vorsctiriften der kirchlichen Stellen, die das Archivwesen
betreffen, bleiben unberührt.

§17

Anrufung der Beauftragten fllr den Datenschutz 

Jede Person kann sich an den zustlridigen Beauftragten oder die 
zuständige Beauftragte filr den Datenschutz wenden, wenn sie der 
Ansicht ist, bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ihrer 
personenbezogenen Daten durch kirchliche Stellen in ihren Rech­
ten verletzt worden zu sein. For die Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung von personenbezogenen Daten durch kirchliche Gerichte 
gilt dies nur, soweit diese in eigenen Angelegenheiten als Verwal­
tung tätig werden. 

§ 18
Beauftragte fllr. den Datenschutz 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen
bestellen filr ihren Bereich Beauftragte für den Datenschutz. Die
Gliedkirchen können bestimmen, daß filr ihren diakonischen
Bereich besondere Beauftragte fnr den Datenschutz bestellt wer­
den.
(2) Zu Beauftragten fllr den Datenschutz dürfen· nur Personen
bestellt werden, welche die zur Erfl111ung ihrer Aufgaben .. erfor­
derliche Fachkunde und Zuverlllssigkeit besitzen. Die beauftragte
Person ist auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten
und die Einhaltung der kirchlichen Ordnungen zu verpflichten.
(3) Beauftragte filr den Datenschutz sind in Ausübung ihres Amtes
an Weisungen nicht gebunden und nur dem kirchlichen Recht
unterworfen. Der oder die Beauftragte filr den Datenschutz bei der
Evangelischen Kirche in Deutschland untersteht der Rechtsauf­
sicht des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und der
Dienstaufsicht des Präsidenten oder der Präsidentin des Kirchen­
amtes. Die Gliedkirchen regeln die Rechtsstellung der Beauftrag­
ten filr den Datenschutz jeweils fnr ihren Bereich.
(4) Beauftragte filr den Datenschutz erhalten die filr die Erlllllung
ihrer Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstattung.
(5) FOr Beauftragte filr den Datenschutz sollen stllndige Vertreter
oder Vertreterinnen bestellt werden. Die Beauftragten für den
Datenschutz sollen dazu gehört werden.
(6) Die für den Zuständigkeitsbereich der Beauftragten filr den
Datenschutz geltenden Vorschriften des Kirchenbeamtenrechts
Ober die Annahme von Gesch enken und Ober die
Verschwiegenheitspflicht gelten entsprechend.
(7) Beauftragte fllr den Datenschutz sind verpflichtet, über die
ihnen amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie­
genheit zu bewahren. Dies gilt nicht filr Mitteilungen im dienst­
lichen Verkehr oder Ober Tatsachen, die offenkundig sind oder
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die Ver­
pflichtung besteht auch nach Beendigung des Dienst- oder Ar­
beitsverhältnisses. Beauftragte für den Datenschutz dürfen, auch
wenn sie nicht mehr im Amt sind, über Angelegenheiten, die der
Verschwiegenheit unterliegen, ohne Genehmigung ihrer Dienst­
herren weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder
Erklärungen abgeben.

§ 19
Aufgaben der Beauftragten für den Datenschutz 

(l) Beauftragte für den Datenschutz wachen Ober die Einhaltung
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der Vorschriften Ober den Datenschutz. 
(2) Werden personenbezogene Daten in Akten verarbeitet oder
genutzt, prüfen sie die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung,
wenn betroffene Personen ihnen hinreichende Anhaltspunkte
daftlr darlegen, daß sie dabei in ihren Rechten verletzt worden
sind, oder den Beauftragten ßlr den Datenschutz hinreichende
Anhaltspunkte ßlr eine derartige Verletzung vorliegen.
(3) Beauftragte fbr den Datenschutz können Empfehlungen zur
Verbesserung des Datenschutzes geben und kirchliche Stellen in
Fragen des Datenschutzes beraten.
(4) Auf Anforderung der kirchenleitenden Organe haben die
Beauftragten ßlr den Datenschutz. Gutachten zu erstatten und
Berichte zu geben.
(5) Die in § 1 bezeichneten kirchlichen Stellen sind verpflichtet,
die Beauftragten ßlr den Datenschutz bei der Erßlllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen. Auf Verlangen ist ihnen Auskunft
sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten Ober die Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten zu geben,
insbesondere in die gespeicherten Daten und in die Daten­
verarbeitungsprogramme; ihnen ist jederzeit Zutritt zu allen Dienst­
räumen zu gewähren.
(6) Kirchliche Gerichte unterliegen der Prüfung der Beauftragten
ßlr den Datenschutz nur, soweit sie in eigenen Angelegenheiten 
als Verwaltung tätig werden. 
(7) Der Prüfung durch die Beauftragten ßlr den Datenschutz
unterliegen nicht:
1. personenbemgene Daten, die dem Beicht- und Seelsorge•
geheimnis unterliegen,
2. personenbezogene Daten, die dem Post- und Fernmelde­
geheimnis unterliegen.
3. personenbezogene Daten, die dem Arztgeheimnis unterliegen,
4. personenbezogene Daten in Personalakten, wenn die betroffene
Person der Prüfung der auf sie bezogenen Daten im Einzelfall
zulässigerweise gegenüber den Beauftragten ß1r den Datenschutz
widerspricht.
(8) Der oder die Beauftragte ßlr den Datenschutz teilt das Ergeb­
nis der PrOfung der zuständigen kirchlichen Stelle mit.
Damit können Vorschläge zur Verbesserung des Datenschutzes,
insbesondere zur Beseitigung von festgestellten Mlngeln bei der
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten, verbunden
sein. § 20 bleibt unberührt .. ;
(9) Die kirch!ichen Beauftragten ßlr den Datenschutz sollen
zusammenarbeiten und mit den staatlichen und kommunalen
Beauftragten Erfahrungen austauschen.

§20
Beanstandungsrecht der Beauftragten ßlr den Datenschutz 

(1) Stellen Beauftragte filr den Datenschutz Verstöße gegen die
Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel bei der Ver­
wendung personenbezogener Daten fest, so beanstanden sie dies
gegenüber den zuständigen kirchlichen Stellen und fordern zur
Stellungnahme innerhalb einer von ihnen zu bestimmenden Frist
auf.
(2) Der oder die Beauftragte filr den Datenschutz kann von einer
Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme verzichten,
insbesondere wenn es sich urri unerhebliche oder inzwischen
beseitigte Mängel handelt.
(3) Mit der Beanstandung kann der oder die Beauftragte filr den
Datenschutz Vorschläge zur Beseitigung der Mängel und zur
sonstigen Verbesserung des Datenschutzes verbinden, Wird der
Beanstandung nicht abgeholfen, so ist der oder die Beauftragte filr

den Datenschutz befugt, sich an das jeweilige kirchenleitende 
Organ zu wenden. 
(4) Die gemäß Absatz 1 abzugebende Stellungnahme soll auch
eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der
Beanstandung von den kirchlichen Stellen getroffen worden sind.

§ 21
Dateienregister 

(1) Der oder die Beauftragte für den Datenschutz führt ein
Register der automatisiert geßlhrten Dateien, in denen personen­
bezogene Daten gespeichert werden. Das Register kann von jeder
Person eingesehen werden, die ein berechtigtes Interesse nach­
weist
(2) Die kirchlichen Stellen sind verpflichtet, ihre automatisiert
gefilhrten Dateien bei dem oder der zuständigen Beauftragten filr
den Datenschutz zu melden.

§ 22
Betriebsbeauftragte ßlr den Datenschutz 

(1) Für die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eigener
Rechtspersönlichkeit sind Betriebsbeauftragte for den Daten­

. schutz zu bestellen. FOr mehrere Werke und Einrichtungen kön­
nen gemeinsame Betriebsbeauftragte ßlr den Datenschutz. bestellt
werden.
(2) Zu Betriebsbeauftragten für den Datenschutz dürfen nur
Personen bestellt werden, die die zur Erßlllung ihrer Aufgaben
erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen.
(3) Die Betriebsbeauftragten ßlr den Datenschutz sind den gesetz­
lich oder verfassungsmäßig berufenen Organen der Werke oder
der Einrichtungen unmittelbar zu unterstellen. Sie sind im Rah­
men ihrer Aufgaben weisungsfrei. Sie dürfen wegen dieser Tätig­
keit nicht benachteiligt werden. Sie sind bei der Erßlllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen.
(4) Betriebsbeauflntgte filr den Datenschutz haben die Ausßlh­
rung der Bestimmungen Ober den Datenschutz sicherzustellen. Zu
diesem Zweck können sie sich in Zweifelsflllen an den Beauftrag­
ten oder die Beauftragte filr den Datenschutz(§ 18) wenden. Sie
haben insbesondere

· 1. die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverarbeitungs­
programme, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet
werden sollen, zu Oberwachen;
2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen
Personen durch geeignete Maßnahmen mit den Bestimmungen
Ober den Datenschutz, bezogen auf die besonderen Verhältnisse
ihres Aufgabenbereiches, vertraut zu machen.
(5) Zu Betriebsbeauflragten für den Datenschutz sollen diejeni­
gen nicht bestellt werden, die mit der Leitung der Datenverarbei­
tung beauftragt sind oder denen die Aufsicht Ober die Einhaltung
eines ausreichenden Datenschutzes obliegt.

§ 23
Zweckbindung bei personenbezogenen Daten, die einem 

Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen 

(1) Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen
Amtsgeheimnis unterliegen und die von der zur Verschwiegen­
heit verpflichteten kirchlichen Stelle in Ausübung ihrer Berufs­
oder Amtspflicht zur Verfügung gestellt worden sind, dürfen von
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der speichernden Stelle nur fllr den Zweck verarbeitet oder 
genutzt werden, für den sie ihr Oberlassen worden sind. In die 
Übermittlung nach den§§ 12 und 13 muß die zur Verschwiegen­
heit verpflichtete Stelle einwilligen. 
(2) Für einen anderen Zweck dürfen die Daten nur verarbeitet oder
genutzt werden, wenn die Änderung des Zwecks durch besonde­
res Gesetz zugelassen ist.

§ 24
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung 

bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen 

(1) Die kirchlichen Stellen dürfen Daten ihrer Beschäftigten,
Bewerber und Bewerberinnen nur erheben, verarbeiten oder
nutzen, soweit dies zur Eingliederung, Durchfllhrung, Beendi­
gung oder Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur
Durchführung organisatorischer, personeller und sozialer Maß­
nahmen, insbesondere auch zu Zwecken der Personalplanung und
des Personaleinsatzes, erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift,
ein Tarifvertrag oder eine Dienstvereinbarung dies vorsieht.
(2) Eine Übermittlung der Daten von Beschäftigten an Stellen
außerhalb des kirchlichen Bereichs ist nur zulässig, wenn kirch­
liche Interessen nicht entgegenstehen und
1. die empfangende Stelle ein überwiegendes rechtliches Interes­
se darlegt,
2. Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftigten übertrage­
nen Aufgaben die Übermittlung ·erfordert,
3. offensichtlich ist, daß die Obermittlung im Interesse der
betroffenen Person liegt und keine Anhaltspunkte vorliegen, daß
sie in Kenntnis des Übermittlungs-zwecks ihre Einwilligung nicht
erteilen würde.
(3) Die Übermittlung an künftige Dienstherren oder Arbeitgeber
und Arbeitgeberinnen ist nur mit Einwilligung der betroffenen 
Person zulässig, es sei denn, daß eine Abordnung oder Versetzung 
vorbereitet wird, die der Zustimmung des oder der Beschäftigten 
nicht bedarf. 
(4) Verlangt die kirchliche Stelle zur Eingehung oder im Rahmen
eines Beschäftigungsverhältnisses medizinische oder psychologi­
sche Untersuchungen und Tests hat sie Anlaß und Zweck der
Begutachtung möglichst tätigkeitsbezogen zu bezeichnen. Erge­
ben sich keine medizinischen oder psychologischen Bedenken,
darf die kirchliche Stelle lediglich die Obermittlung des Ergebnis­
ses der Begutachtung verlangen; ergeben sich Bedenken, darf
auch die Übermittlung der festgestellten möglichst tätigkeits­
bezogenen Risikofaktoren verlangt werden. Im übrigen ist eine
Weiterverarbeitung der bei den Untersuchungen oder Tests erho­
benen Daten nur mit Einwilligung der betroffenen Person zuläs­
sig.
(5) Personenbezogene Daten, die vor der Eingehung eines Be­
schäftigungsverhältnisses erhoben wurden, sind unverzüglich zu
löschen, sobald feststeht, daß ein Beschäftigungsverhältnis nicht
zustande kommt. Nach Beendigung eines Beschäftigungsverhält­
nisses sind personenbezogene Daten zu löschen, soweit diese
Daten nicht mehr benötigt werden. § 16 Abs. 3 gilt entspechend.
(6) Die Ergebnisse medizinischer oder psychologischer Untersu­
chungen und Tests der Beschäftigten dürfen automatisiert nur
verarbeitet werden, wenn dies dem Schutz des oder der Beschäf­
tigten dient.
(7) Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der Maßnahmen
zur Datensicherung nach der Anlage zu § 9 gespeichert wer<Jen,
dürfen sie nicht zu anderen Zwecken, insbesondere nicht zu Zwecken
der Verhaltens- oder Leistungskontrolle, genutzt werden.

§ 25
Verarbeitung und Nutzung 

personenbezogener Daten durch Forschungseinrichtungen 

(1) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erhobene oder
gespeicherte personenbezogene Daten dürfen nur für bestimmte 
Forschungsvorhaben verarbeitet cider genutzt werden.
(2) Die Übennittlung personenbezogener Daten an andere als
kirchliche Stellen für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung
ist nur zulässig, wenn diese sich verpflichten, die übermittelten
Daten nicht für andere Zwecke zu verarbeiten oder zu nutzen und
die Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. Der kirchliche 
Auftrag darf durch die Übermittlung nicht gefllhrdet werden.
(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald
dies nach dem Forschungszweck möglich ist. Bis dahin sind die
Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder
bestimmbaren Person zugeordnet werden _können. Sie dürfen mit
den Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der
Forschungszweck dies erfordert.
(4) Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die zum
Zwecke wissenschaftlicher Forschung übermittelt wurden, ist nur 
mit Zustimmung der übermittelnden Stelle zulässig. Die Zustim­
mung kann erteilt werden, wenn
1. die betroffene Person eingewilligt hat oder
2. dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über
Ereignisse der Zeitgeschichte unerläßlich ist, es sei denn, daß
Grund zu der Annahme besteht, daß durch die Veröffentlichung
der Auftrag der Kirche gefllhrdet WOrde.

§ 26 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

durch die Medien 

(1) Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen Stellen aus­
schließlich zu eigenen joumalistiscb-redaktionellen Zwecken ver­
arbeitet oder genutzt werden, gelten von den Vorschriften dieses
Kirchengesetzes nur die §§ 6 und 9. Soweit personenbezogene
Daten zur Herausgabe von Adressen-, Telefon- oder vergleichba­
ren. Verzeichnissen verarbeitet oder genutzt werden, gilt Satz 1
nur, wenn mit der Herausgabe zugleich eine journalistisch-redak­
tionelle Tätigkeit verbunden ist.
(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbeitung oder Nut­
zung personenbezogener Daten zur Veröffentlichung von Gegen­
darstellungen der betroffenen Person, so sind diese Gegendarstel­
lungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe
Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst.
(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persön­
lichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er Auskunft über die der
Berichterstattung zugrundeliegenden, zu seiner Person gespei­
cherten Daten verlangen. Die Auskunft kann verweigert werden,
soweit aus den Daten auf die berichtenden oder einsendenden
Personen oder die Gewährsleute von Beiträgen, Unterlagen und
Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen werden
kann. Die betroffene Person kann die Berichtigung unrichtiger
Daten verlangen ..

§ 27
Ergänzende Bestimmungen 

(l) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch
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Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz Be­
stimmungen zur Durchfllhrung dieses Kirchengesetzes erlassen. 
(2) Die Gliedkirehen können fllr ihren Bereich ergAnzende Durch­
führungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz erlassen.
(3) Soweit personenbezogene Daten von Sozialleistungstrll.gem
Obennittelt werden, gelten zum Schutz dieser Daten ergän7.end
die staatlichen Bestimmungen entsprechend. Werden hierzu Be­
stimmungen gemäß Absatz 1 erlassen, ist vorher der Diakonische
Rat des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land · anzuhören.

§28
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1994 in Kraft. Mit dem 
. Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten 
1. das Kirchengesetz Ober den Datenschutz vom 10. November
1977 (ABIEKD 1978 S. 2) in der Neufassung vom 7. November
1984 (ABIEKD S. 507) und
2. die Verordnung zum Kirchengesetz ober den Datenschutz vom
21. März 1986 (ABIEKD S. 117) außer Kraft.

Osnabrllck, den 12. November 1993 

Der Prllses der Synode 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Schmude 

Anlage (zu § 9) 
Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet, sind 
Maßnahmen zu treffen, die je nach der Art der zu schützenden 

personenbezogenen Daten geeignet sind, 
1. Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanlagen, mit
denen personenbezogene Daten verarbeitet werden, zu verwehren
(Zugangskontrolle),
2. zu verhindern, daß Datenträger unbefugt gelesen, kopiert,
verändert oder entfernt werden können (Datenträgerkontrolle),
3. die unbefugte Eingabe in den Speicher sowie die Löschung
gespeicherter personenbezogener Daten zu verhindern (Speicher­
kontrolle),
4. zu verhindern, daß Datenverarbeitungssysteme mit Hilfe von
Einrichtungen zur Datenübertragung von Unbefugten genutzt
werden können (Benutzerkontrolle),
5. zu gewährleisten, daß die zur Benutzung eines Daten­
verarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich auf die ihrer 
Zugriffsherechtigung unterliegenden Daten zugreifen können 
(Zugriffskontrolle), 
6. zu gewährleisten, daß oberprllft und festgestellt werden kann,
an welche Stellen personenbezogene Daten durch Einrichtungen
zur Datenübertragung tlbennittelt werden können (Übermittlungs-
kontrolle). ·
7. zu gewährleisten, daß nachträglich überprüft und festgestellt
werden kann, welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit
von wem in Datenverarbeitungssysteme eingegeben worden sind
(Eingabekontrolle),
8. zu gewährleisten, daß personenbezogene Daten, die im Auftrag
verarbeitet werden, nur entsprechend den Weisungen des Auf­
traggebers verarbeitet werden können (Auftragskontrolle), 
9. zu verhindern, daß bei der Übertragung personenbezogener
Daten sowie beim Transport von Datenträgern die Daten unbefugt
gelesen, kopiert, verändert oder gelöscht werden können
(Transportkontrolle),
10. die innerbehördliche oder innerbetriebliche Organisation so
zu gestalten, daß sie den besonderen Anforderungen des Daten­
schutzes gerecht wird (Organisationskontrolle).
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Kirchenbeamtengesetz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
vom 25. Juni 1980 (ABIVELKD Bd. V S. 197, 

geändert durch Verordnung vom 5. März 1986, ABIVELKD Bd. VI S. 30, 
und KG vom 16. Oktober 1990, ABIVELKD Bd. VI S. 134) 

mjt den Anwendungsbestimmungen für die 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 
vom 31. Oktober 1993 (KABI 1994 S. 4) 

(Kirchenbeamtengesetz - KBG) 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 1993 

Generalsynode und Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands haben das nachstehende 

Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Inhaltsübersicht IV. Abschnitt

VELKD ELLKM Rechtsweg 71 
§§ §§ 

I. AbschniU V Abschnitt 

Einleitende Vorschriften l bis 3 2M,3M Sondervorschriften 72 bis 76 
1. Mitglieder kirchcnleitender

Organe und Inhaber
II. Abschnitt kirchenleitender Ämter 72 

2. Ordinierte Kirchenbeamte 73 
Kirchenbeamtenverhältnis 4 bis 39 3. Kirchenbeamte in verbundenen
1. Allgemeines 4 und 5 S tellen 74 
2. Ernennung 6 bis 16 SM, 12M, 4. Kirchenbeamte auf ?.eit 75 
3. Laufbahnen, Beförderung 17 17M und im Nebenamt 76 
4. Abordnung, Versetzung, Be•

urlaubung und Umwandlung des
Kirchenbeamtenverhältnisses 18 bis 22 18M VI. Abschnilt

5. Ruhestand 23 bis 31 
6. Beendigung des Kirchenbeamten- Anwendung staatlichen Rechts 77 

verhältnisses 32 bis 39 
Beend igungsgründe 32 
Ausscheiden aus dem Kirchen- VII. Abschnitt

beamtenverhll.ltnis 33 
Entlassung 34 bis 38 35M Übergangs- und Schlußvorschriften 78 bis 81 
Wirkungen der Beendigung des 1. Übergangsvorschriften 78 

Kirchenbeamtenverhältnisses 39 2. Schlußvorschriften 79 bis 81 

1 Abschnitt. Einleitende Vorschriften 
III. Abschniu

§ l
Geltungsbereich 

71M 

77M 

81 M 

Rechtliche Stellung des Kirchen­
beamten 
L Pflichten 

2. Nichterfllllung von Pflichten
3. Recht;e
·4_ Wartestand

40 bis 70 
40 bis 50 

51 u. 52 
53 bis 63 
64 bis 70 

41M,42M, 
47M,49M 

58M,59M 

Dieses Kirchengesetz gilt filr die Kirehenbeamten der Vereinig­
ten Kirche, ihrer Oliedkirchen sowie deren Gliederungen und 
Einrichtungen, die Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 
öffentlichen Rechts sind und der Aufsicht der Vereinigten Kirche 
oder ihrer Gliedkirehen unterstehen. 

ff. .·' 

(1·.
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§2
Diensthermfilhigkeit 

Die in § l genannten kirchlichen Rechtsträger (Dienstherren) 
besitzen das Recht, Kirchenbeamte zu haben (Dienstherrn­
Ohigkeit)1 ,' 110weit . nicht in den Oliedkirchen einschränkende 
Regelungen bestehen. 

§2M
[Begründung des Dienstverhältnisses] 

Das Dienstverhältnis der. Kirchenbeamten wird unabhängig vom 
Tätigkeitsbereich zur Landeskirche begründet. 

§3
Oberste Dienstbehörde, 

Dienstvorgeselzter, Vorgesetzter 

(1) Die Vereinigte Kirche und ihre Oliedkirchen regeln je für
ihren Bereich
1. die allgemeinen Zuständigkeiten und
2. welche Stelle oberste Dienstbehörde, wer Dienstvorgeselzter
und wer Vorgesetzter ist.
(2) Dienstvorgesctzter ist, wer filr kirchenbeamtenrechtliche Ent­
scheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der ihm
nachgeordneten Kirchenbeamten zuständig ist. 'Vorgesetzter ist,
wer einem Kirchenbeamten filr seine dienstliche Tätigkeit Anord­
nungen erteilen kann.2 

§3M
[Regelungen zur Obersten Dienstbehörde, 
zum Dienstvorgesetzten und Vorgesetzten] 

(l) Oberste Dienstbehörde ist filr die Kirchenbeamten der Ober­
kirchenrat, bei Mitgliedern des Kollegiums des Oberkirchenrates
die Kirchenleitung.
(2) Wer Dienstvorgeselzter und Vorgesetzter ist, richtet sich nach
dem Kirchengesetz über die Leitung der Landeskirche vom 3.
März 1972 in der Fassung seiner Änderung vom 21. März 1987
und dem sonst in der Landeskirche geltenden Recht, wobei der
nach landeskirchlichem Recht Dienstaufsichtsfllhrende der Dienst­
vorgesetzte ist.

II. Abschnitt KiJ:chenbeamtenverhältnis

1. Allgemeines

§4
Inhalt des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Der Kirchenbeamte steht zu seinem Dienstherrn in einem
öffentlich-rechtlichen Dienst- un.d Treueverhältnis, das durch den
Auftrag bestimmt ist, den die Kirche vom Herrn erhalten hat
(Kirchenbeamtenverhältnis).
(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis soll in der Regel berufen

1 Siehe hierzu § 2 M.
2 Siehe hierzu § 3 M. 

�en. wer ganz oder überwiegend kirchliche Hoheits- oder 
Aufsichtsbefugnisse ausübt oder wer ganz oder Uberwiegend 
andere stAndige Dienste von besonderer kirchlicher Verantwor­
tung wahrnimmt. 

§ 5
Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Das .Kirchenbeamtenverhllltnis kann begründet werden
1. auf Lebenszeit, wenn der Kirchenbeamte dauernd für Aufga•
ben im Sinne des § 4 Abs. 2 verwendet werden soll,
2. auf Zeit, wenn der Kirchenbeamte fl1r Aufgaben im Sinne des
§ 4 Abs. 2 auf bestimmte Dauer verwendet werden soll,
3. auf Probe, wenn der Kirchenbeamte zur späteren Verwendung
auf Lebenszeit eine Probezeit zurückzulegen hat,
4. auf Widerruf, wenn der Kirchenbeamte einen Vorbereitungs­
dienst abzuleisten hat oder vorübergehend fllr Aufgaben im Sinne 
des § 4 Al>s. 2 verwendet werden soll. 
(2) Das Kirchenbeamtenverhältnis nach Absatz 1 Nm. 1, 2 und 4 
kann auch im Nebenamt begründet werden, wenn der Kirchen­
beamte Aufgaben im Sinne von § 4 Abs. 2 nur nebenamtlich 
wahrnehmen soll. 
(3) Die Gliedkirchen können die Begründung von mittelbaren 
Kirchenbeamtenverhältnissen und Kirchenbeamtenverhältnissen 
im Ehrenamt zulassen. 

1. Ernennung

§6
Fllle und Fonn der Ernennung 

(1) Einer Ernennung bedarf es
1. zur Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses (Einstel­
lung),
2. zur Umwandlung eines Kirchenbeamtenverhältnisses in ein
Kirchenbeamtenverhältnis anderer Art nach § S Abs. 1,
3. zur ersten Verleihung eines Amtes. (Anstellung), .
4. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderem
Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung,
5. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbe­
zeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe.
(2) Die Ernennung geschieht durch Aushändigung einer Ernen­
nungsurkunde. Die Urkunde muß enthalten
1. bei der Einstellung die Worte „unter Berufung in das Kirchen­
beamtenverhältnis" mit dem Zusatz ,,auf Lebenszeit'', .,auf Zeit''
mit der Angabe der Zeitdauer, ,,auf Probe" oder „auf Widerrut'';
bei der Einstellung im Nebenamt mit dem weiteren Zusatz „im
Nebenamt'',
2. bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses den die
Art des neuen Kirchenbeamtenverhältnisses bestimmenden Zu­
satz nach Nummer 1,
3. bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung.
(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in Absatz 2
vorgeschriebenen Fonn, so liegt eine Ernennung nicht vor. Fehlt
im Falle einer Einstellung nach § 5 Abs. 1 Nm. 1 bis 4 nur der das
Kirchenbeamtenverhältnis bestimmende Zusatz, so gilt der Er­
nannte als Kirchenbeamter auf Widerruf.
(4) Bedarf die Ernennung der Mitwirkung einer kirchlichen
Stelle, so hat die Ernennungsurkunde einen entsprechenden Ver­
merk zu enthalten. Die oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen
hiervon zulassen. § 14 Abs. 2 bleibt unberührt.
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§7
Einstellungsvoraussetzungen 

(1) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen werden,
wer

a) evangelisch-lutherischen Bekenntnisses oder
b) Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche m
Deutschland ist,

2. das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
3. die für seine Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung besitzt und
die vorgeschriebenen Prüfungen mit Erfolg abgelegt hat,
4. frei von Krankheiten und Gebrechen ist, die die Ausübung
des Dienstes wesentlich behindern,
5. ein Leben führt, wie es von einem Kirchenbeamten erwartet
wird.
(2) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dicm,11iches Be­
dürfnis besteht und es mit der Amtsstellung des Bewerbers
vereinbar ist, von den Voraussetzungen nach Absatz 1 Nm. I bis
3 Befreiung erteilen.
Befreiung darf nur erteilt werden im Falle des
1. Absatzes I Nr. 1, wenn der Bewerber einer lutherischen,
reformierten oder unierten Kirche angehört,
2. Absatzes 1 Nr. 3, wenn keine geeigneten Laufbahnbewerber zur
Verfügung stehen und ein besonderes dienstliches Interesse an der
Einstellung des Bewerbers besteht.

§8
Dienstanfänger 

(1) Bewerber für die Lautbahnen des mittleren und des gehobenen
Dienstes können vor dem Vorbereitungsdienst in einem öffent­
lich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis beschäftigt werden. Das
Ausbildungsverhältnis wird nach dem Bestehen einer vorge­
schriebenen EinstellungsprOfung durch die Einberufung als Dienst­
anfänger im Kirchendienst begründet und endet außer durch Tod
1. mit der Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis auf Wider­
ruf,
2. durch Entlassung.
(2)Die filr Kirchenbeamte im Vorbereitungsdienst maßgebenden
Vorschriften über die Unfallfürsorge sowie § 58 gelten entspre­
chend. Im übrigen gelten für Dienstanfänger die jeweiligen glied­
kirchlichen Bestimmungen.l

§8M
[Rechtsstellung der Dienstanfänger] 

Das Nähere ober die Rechtsstellung der Dienstanflinger regelt die 
Kirchenleitung durch Verordnung unter Zugrundelegung der im 
Land Mecklenburg-Vorpommern geltenden Bestimmungen. 

§9
Voraussetzungen fUr die Ernennung zum Kirchenbeamten 

auf Lebenszeit oder auf Zeit 

(1) Zum Kirchenbeamten auf Lebenszeit darf nur ernannt werden,
wer
1. die Einstellungsvoraussetzungen nach § 7 erfüllt,
2. das 27. Lebensjahr vollendet und
3. sich in einer Probezeit bewlhrt hat.

1 Siehe hierzu § 8 M. 

(2) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätestens nach
fünf Jahren in ein solches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn der
Kirchenbeamte die beamtenrechtlichen Voraussetzungen hierfilr
erfilllt. Die Frist kann um die Zeit einer Beurlaubung ohne
Dienstbezüge verlängert werden.
(3) Für die Ernennung von Kirchenbeamten auf Zeit gilt Absatz
1 entsprechend. Von der Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 3 kann
Befreiung erteilt werden.

§ 10
Anstellung 

Die Anstellung des Kirchenbeamten ist nur in dem Eingangsamt 
seiner Laufbahn zulässig. Die oberste Dienstbehörde oder eine 
von ihr bestimmte Stelle kann Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 

§ 11
Beförderung, Durchlaufen von Ämtern 

(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die dem Kirchen­
beamten ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt und
anderer Amtsbezeichnung verliehen wird. Einer Beförderung
steht es gleich, wenn dem Kirchenbeamten, ohne daß sich die 
Amtsbezeichnung ändert, ein anderes Amt mit höherem End­
grundgehalt Obertragen wird; dies gilt auch, wenn kein anderes
Amt übertragen wird.
(2) Eine Beförderung ist nicht zulässig
1. während der Probezeit,
2. vor Ablauf eines Jahres nach der Anstellung oder der letzten
Beförderung, es sei denn, daß das bisherige Amt nicht durchlaufen
zu werden braucht,
3. in den letzten zwei Jahren vor Erreichen der kirchengesetzlich
festgelegten Altersgrenze. Ämter, die regelmäßig zu durchlaufen
sind, dtlrfen nicht ubersprungen werden.
(3) In den Fällen des Absatzes 2 kann die oberste Dienstbehörde
Ausnahmen zulassen.
(4) Ein Rechtsanspruch auf Beforderung besteht nicht

§ 12
Zuständigkeit für die Ernennung 

(1) Die Kirchenbeamten der Vereinigten Kirche werden, wenn
durch Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist, von der ober­
sten Dienstbehörde ernannt.
(2) Die Gliedkirchen regeln je für ihren Bereich, wer die Kirchen­
beamten ernennt und welche Stelle an der Ernennung mitwirkt.4 

§ 12M
{Ernennung durch Oberkirchenrat] 

Die Ernennung der Kirchenbeamten ·erfolgt durch den Oberkir­
chenrat, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Das vertmungs­
berechtigte Organ des Dienstbereiches ist vorher zu hören. 

§ 13
Wirksamwerden der Ernennung 

Die Ernennung wird mit der Aushlndigung der Ernennungsur­
kunde zu dem in ihr bezeichneten Tag wirksam. Eine Ernennung 

• Siehe hierzu § 12 M
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auf einen zurückliegenden l.eitpunkt ist unzulässig und insoweit 
unwirksam. 
(2) Mit der Einstellung erlischt ein privatrechtliches Arbeitsver­
hältnis zum Dienstherrn.

§ 14
Nichtigkeit der Ernennung 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer unzuständigen
Stelle ausgesprochen worden ist Die Ernennung ist als von
Anfang an wirksam anzusehen, wenn sie dem Ernannten von der
zuständigen Stelle schriftlich bestlltigt wird.
(2) Eine Ernennung ist auch nichtig, wenn sie ohne die kirchen­
gesetzlich vorgeschriebene Mitwirkung einer anderen Stelle aus­
gesprochen ist. Die Ernennung gilt als von Anfang an wirksam,
wenn die filr die Mitwirkung zuständige Stelle sie schriftlich
genehmigt hat.
(3) Eine Ernennung ist ferner nichtig, wenn der Ernannte im
Zeitpunkt der Ernennung entmündigt war. 
(4) Sobald der Grund filr die Nichtigkeit bekannt wird, ist diese
dem Ernannten mitzuteilen und ihm jede weitere Führung der
Dienstgeschäfte zu untersagen, bei Nichtigkeit nach den Absätzen
1 und 2 erst dann, wenn die Bestltigung nach Absatz 1 oder die
Genehmigung nach Absatz 2 versagt worden ist. Die dem Ernann­
ten gewährten Leistungen können ihm belassen werden.

§ 15
Rücknahme der Ernennung 

(1) Die Ernennung kann zurllckgenommen werden, wenn
1. sie durch Zwang, arglistige Tluschung oder Bestechung herbei­
gef!lhrt ,vurde oder
2. nicht bekannt war, daß der Ernannte ein Verbrechen, Vergehen
oder Dienstvergehen begangen hatte, das ihn der Berufung in das
Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig erscheinen läßt, oder
3. nicht bekannt war, daß der Ernannte in einem rechtlich geord­
neten Verfahren aus dem . .kirchlichen oder einem sonstigen
öffentlichen Dienst entfernt worden war oder ihm die Versorgungs­
bezüge oder die mit der Ordination verliehenen Rechte aberkannt
worden waren oder
4. der Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung nicht die Vorausset­
zungen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 erftlllt und eine Befreiung nach § 7
Abs. 2 Nr. 1 nicht erteilt ist oder
5. bei einem nach seiner Ernennung Entmündigten die Vorausset­
zungen f!lr die Entmondigung im l.eitpunkt der Ernennung vorla­
gen oder
6. der Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung nicht die Fähigkeit
zur Bekleidung öffentlicher Ämter hatte.
(2) Die Rücknahme der Ernennung ist auch nach Beendigung des
Kirchenbeamtenverhältnisses zulässig. Sie kann nur innerhalb
einer Frist von sechs Monaten erklärt werden, nachdem die fOr die 
Ernennung zuständige Stelle von dem Grund zur Rocknahme
Kenntnis edangt hat. Vor der Rocknahme ist der Kirchenbeamte
zu hören, wenn dies möglich ist. Die Rocknahme wird von der filr
die Ernennung zusUl.ndigen Stelle erklllrt und ist dem Betroffenen
zuzustellen.
(3) Die Rücknahme hat die Wirkung, daß das Kirchen­
beamtenverhllltnis von Anfang an nicht bestanden hat. § 14 Abs.
4 gilt sinngemäß.

§ 16
Wirksamkeit von Amtshandlungen 

Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenommen worden, 
so sind die bis zu der Untersagung (§ 14 Abs. 4) oder bis zur 
Zustellung der Rocknahmeerklärung (§ 15 Abs. 2) vorgenomme­
nen Amtshandlungen des Ernannten in gleicher Weise gültig, wie 
wenn sie ein Kirchenbeamter ausgefilhrt hätte. 

3. Laujbahnvorschriften, Ausbildungs­
und Prüfungsordnungen 

§ 17

(1) Es werden allgemeine Vorschriften Ober die Vor- und Ausbil­
dung, Prüfungen, Laufbahnen und Beförderungsmöglichkeiten
erlassen.
(2) Das NJl.here regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen je f!lr ihren Bereich.'

§ 17M
[Anwendung von Landesvorschriften] 

(1) Für die Vor- und Ausbildung und die Prüfungen finden die im
Land Mecklenburg-Vorpommern geltenden Vorschritlen entspre­
chende Anwendung, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
aufgrund kirchlicher Ordnungen _erworbene Anstellungsfllhigkeit
ist den entsprechenden staatlichen Abschlüssen gleichgestellt.
(2) Das NAhere Ober Laufbahnen regelt die Kirchenleitung durch
Verordnung. 6

4. Abordnung, Versetzung, Beurlaubung und Umwandlung des
Kirchenbeamtenverhältnisses 

§ 18
Abordnung 

(1) Der Kirchenbeamte kann ohne seine Einwilligung vorüberge­
hend zu einer seinem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine
andere Dienststelle seines Dienstherrn oder zu einem anderen
Dienstherrn innerhalb des Geltungsbereiches dieses Kirchen­
gesetzes abgeordnet werden, wenn ein dienstliches Bedürfnis
besteht. Vor einer von ihm nicht beantragten Abordnung ist der
Kirchenbeamte zu hören.
(2).Die Einwilligung des Kirchenbeamten ist erforderlich, wenn
1. die Dauer der Abordnung ein Jahr, bei Kirchenbeamten auf
Probe zwei Jahre 0bersteigt oder
2. der Kirchenbeamte abweichend von Absatz 1 zu einem
Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereiches dieses Kirchen­
gesetzes abgeordnet wird.
(3) Soll der Kirchenbeamte zu einem anderen Dienstherrn abge­
ordnet werden, so bedarf es des schriftlichen Einverst11ndnisses
des aufnehmenden Diensthcrm und der Einwilligung der obersten
Dienstbehörde.
(4) Zur Zahlung der dem Kirchenbeamten zustehenden Leistun­
gen ist auch der Dienstherr verpflichtet, zu dem der Kirchen­
beamte abgeordnet ist.
(5) Die Vereinigte Kirche und ihre Gliedkirchen können durch

5 Siehe hierzu § 17 M. 
'Eine Verordnung hierzu wurde noch nicht erlassen. 
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Kirchengesetz weitere Möglichkeiten einer Abordnung bestim­
men. 7 

§ 18 M
[Abordnung] 

(1) Der Kirchenbeamte kann mit seinem Einverstllndnis auch zur
Dienstleistung auf unbestimmte Zeit zu rechtlich selbständigen
Diensten und Werken im Bereich der Mecklenburgischen Landes­
kirche abgeordnet werden. Zuständig für die Entscheidung ist die
oberste Dienstbehörde.
(2) Ein Kirchenbeamter kann zu Aus- und Fortbildungszwecken
zu einer anderen Dienststelle im Bereich der Evangelischen
Kirche in Deutschland oder des Bundes, eines Landes oder einer
sonstigen Körperschaft des öffentlichen Rechts, insbesondere zu
Ausbildungseinrichtungen, abgeordnet werden.

§ 19
Versetzung 

(1) Der Kirchenbeamte kann in ein anderes Amt einer Laufbahn,
für die er die Befähigung besitzt, versetzt werden, wenn er es
beantragt oder ein dienstliches Bedürfnis besteht. Ohne seine
Einwilligung ist eine Versetzung nur zulässig, wenn das neue Amt
zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und derselben oder
einer gleichwertigen Laufbahn angehört wie das bisherige Amt
und mit mindestens demselben· Endgrundgehalt verbunden ist.
Vor einer von ihm nicht beantragten Versetzung ist der Kirchen­
beamte zu hören.
(2) Mit seiner Einwilligung kann der Kirchenbeamte auch zu
einem anderen Dienstherrn innerhalb der Evangelischen Kirche
in Deutschland versetzt werden.
(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der Absätze
1 und 2 wird die Versetzung von dem abgebenden im Einverständ­
nis mit dem aufnehmenden Dienstherrn und mit Einwilligung der
obersten Dienstbehörde verfügt; das Einverständnis ist schriftlich
zu erklären. In der Verfügung ist zum Ausdruck zu bringen, daß
das Einverstiindnis vorliegt. Das Kirchenbeamtenverhältnis wird
mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt, der an die Stelle des
bisherigen tritt. Auf die Rechtsstellung des Kirchenbeamten sind
die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden Vorschriften
anzuwenden.
(4) Wenn kirchliche Belange den Einsatz des Kirchenbeamten in
einem anderen Amt erfordern, insbesondere wenn eine kirchliche
Körperschaft oder Dienststelle aufgelöst, umgebildet oder mit
einer anderen zusammengelegt wird, kann die oberste Dienst­
behörde den Kirchenbeamten auch ohne seine Einwilligung in­
nerhalb des Bereiches ihrer Zuständigkeit versetzen: Die Ver­
setzungsverfllgung ersetzt das EinversUlndnis beteiligter Dienst­
herren. Vor der Versetzung sind die Beteiligten zu hören. § 64
bleibt unberührt.
(5) Die Absitze i bis 4 gelten ftlr einen Kirchenbeamten, dem
noch kein Amt verliehen worden ist, entsprechend.

§20
Versetzung mangels gedeihlichen Wirkens 

(1) Der Kirchenbeamte kann ohne seine Einwilligung von der
obersten Dienstbehörde innerhalb des Bereiches ihrer Zustlndig­
keit versetzt werden, wenn ein gedeihliches Wirken in dem
bisherigen Amt nicht mehr gewllhrleistet ist, wobei der Grund

'Siehe hierzu § 18 M. 

nicht in dem Verhalten des Kirchenbeamten zu liegen braucht. 
Vor einer Versetzung sind der Kirchenbeamte und die beteiligten 
Dienstherren zu hören. Bei der Versetzung sollen die persönli­
chen Verhältnisse des Kirchenbeamten berücksichtigt werden. 
(2) Zur Feststellung des Sachverhaltes nach Absatz 1 sind die
erforderlichen Erhebungen von e_inem Beauftragten der obersten.
Dienstbehörde vorzunehmen. Der Beauftragte soll mindestens
das gleiche Amt innehaben v.-ie der Kirchenbeamte; er hat die
Rechte und Pflichten eines Untersuchungsfllhrers im fönnlichen
Verfahren nach dem Disziplinargesetz8• Der Kirchenbeamte ist zu
den Vernehmungen zu laden; er ist nach Abschluß der Erhebun­
gen zu hören. Das Ergebnis der Erhebungen ist von dem Beauf­
tragten mit seiner Stellungnahme der obersten Dienstbehörde
vorzulegen.
(3) Ergeben die Erhebungen, daß die Voraussetzungen des Absat­
zes 1 vorliegen, so ist dem Kirchenbeamten eine mit Gründen
versehene Verfügung Ober die Notwendigkeit der Versetzung
zuzustellen. Mit der Zustellung der Verfügung tritt der Kirchen­
beamte in den Wartestand (§ 64). Er erhält bis zur Dauer eines
Jahres Wartegeld in Höhe seiner Besoldung. Der Kirchenbeamte
bleibt im Wartestand, bis er nach Absatz 1 versetzt wird; § 69
bleibt unberührt.
(4) Liegt der Grnnd zu dem Verfahren nach Absatz 1 in dem
Verhalten des Kirchenbeamten, so bleibt die Möglichkeit, ein
Verfahren nach dem Disziplinargesetz' einzuleiten, unberOhrt.

§ 21
Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Das Kirchenbeamtenverhältnis eines ordinierten Kirchenbeamten 
kann in ein Pfarrerdicnstverhältnis umgewandelt werden, wenn 
ein dienstliches Bedürfnis besteht. In diesem Falle wird das 
Kirchenbeamtcnverh!lltnis als Pfarrcrdicnstvcrhältnis fortgesetzt. 
Der Kirchenbeamte ist vorher zu hören, wenn er die Umwandlung 
nicht beantragt hat. 

§ 22
Beurlaubung im kirchlichen Interesse 

(1) Der Kirchenbeamte kann auf seinen Antrag oder mit seiner f"
Einwilligung zur Wahrnehmung eines anderen kirchlichen Dien-
stes sowie zur Übernahme von Aufgaben die im kirchlichen
Interesse liegen, beurlaubt werden. Die Beurlaubung kann befri-
stet oder unbefristet ausgesprochen werden.
(2) Bei der Beurlaubung ist gleichzeitig zu entscheiden, ob der
Kirchenbeamte die Planstelle, in die er eingewiesen worden ist,
verliert sowie inwieweit er gesetzliche Ansprüche auf Leistungen
aus dem Kirchenbeamtenverhältnis behält. Die Rechte und An­
wartschaften, die der Kirchenbeamte im Zeitpunkt der Beurlau­
bung hatte, bleiben gewahrt. Die besoldungs-- und versorgungs­
rechtlichen Vorschriften Ober die Berücksichtigung von Zeiten
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge bleiben unberOhrt.
(3) Der Dienstherr kann dem Rechtstrllger, zu dem der Kirchen­
beamte beurlaubt wird, Befugnisse des Dienstvorgesetzten und
Vorgesetzten übertragen; ausgenommen sind die Befugnisse nach
§§ 12, 18 bis 31 und 33 bis 38.
(4) Die Entscheidungen nach den Absitzen 1 bis 3 bedürfen der
Einwilligung der obersten Dienstbehörde.

• Terminologie geändert mit Wirlcung vom 1.1.1995
9 Disziplinargeaetzvom6.12.1989, ABIVELKDBd. IIIS.104ff
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(5) Der beurlaubte Kirchenbeamte untersteht, unbeschadet
seines neu eingegangenen Beschllftigungsverhllltnisses, in seiner
Amts- und Lebensführung und als ordinierter Kirchenbeamter in
seiner Lehre der Aufsicht des beurlaubenden Dienstherrn.
(6) Ist der Kirchenbeamte unter Verlust seiner Planstelle beur­
laubt worden, so wird er nach Beendigung der Beurlaubung seiner
früheren Planstelle entsprechend eingewiesen. § 64 Abs. 2 gilt
entsprechend.

5. Ruhestand

§ 23
Eintritt und Versetzung in den Ruhestand 

bei Erreichen von Altersgrenzen 

( 1) Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit tritt mit dem
Ende des Monats in den Ruhestand, in dem er die Altersgrenze
erreicht. Er erreicht sie mit Vollendung des 65. Lebensjahres.
(2) Ein Kirchenbeamter auf Lebenszeit, der hauptamtlich an einer
kirchlichen Ausbildungsstlltte tlltig ist, tritt mit dem Ende des
Monats in den Ruhestand, in dem das Semester, Schulhalbjahr
oder der Lehrgang endet, in dem er die Altersgrenze (Absatz 1)
erreicht.
(3) Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit kann auch ohne Nachweis
der Dienstunfllhigkeit auf seinen Antrag in den Ruhestand ver­
setzt werden, wenn er
1. das 62. Lebensjahr vollendet hat oder
2. als Schwerbehinderter im Sinne des § 1 Schwerbehindertenge­
setzes mindestens das 60. Lebensjahr vollendet hat.
Die Vereinigte Kirche und ihr� Gliedkirchen können bestimmen,
daß dem Antrag nach Satz 1 Nr. 2 nur entsprochen werden darf,
wenn sich der Kirchenbeamte unwiderruflich dazu verpflichtet,
zu einem von de� obersten Dienstbehörde zu bestimmenden
Höchstbetrag aus Beschäftigungen oder Erwerbstlltigkeiten nichi
mehr hinzuzuverdienen.
(4) Wenn dringende dienstliche Rücksichten es im Einzelfall
erfordern, daß die Dienstgeschäfte durch einen bestimmten
Kirchenbeamten fortgefnhrt werden, kann die oberste Dienst­
behörde mit Einwilligung des Kirchenbeamten den Ei�tritt in den
Ruhestand für eine bestimmte Frist, die jeweils ein Jahr nicht
Obersteigen darf, Ober die Altersgrenze oder den in Absatz 2
bestimmten Zeitpunkt hinausschieben; sie soll dabei nicht Ober
die Vollendung des 68. Lebensjahres hinausgehen.
(5) Die Gliedkirchen können durch Kirchengesetz von den in den
Absätzen 1 bis 3 genannten Altersgrenzen abweichende Regelun­
gen treffen10

• 

§24

Ablauf der Amtszeit eines Kirchenbeamten auf Zeit 

(1) Der Kirchenbeamte auf Zeit tritt vor Erreichen der gesetzli­
chen Altersgrenze nach Ablauf der Zeit, filr die er ernannt wurde,
in den Ruhestand, wenn er nicht
1. auf eigenen Antrag entlassen,
2. im Anschluß an seine Amtszeit. filr eine weitere Amtszeit erneut
in dasselbe Amt berufen oder
3. in ein anderes Dienstverhältnis berufen wird.
(2) Absatz 1 gilt nicht fnr einen Kirchenbeamten auf Zeit, der in
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis auf

19 Die Evang.-Luth. Landeskirche Mecldenbur� hat von dieser Möglichkeit
keinen Gebrauch gemacht. 

Lebenszeit zu einem anderen Dienstherrn steht und von diesem 
zur Wahrnehmung des Dienstes als Kirchenbeamter auf Zeit 
beurlaubt ist. 
In diesem Falle endet das Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit mit 
Ablauf der Amtszeit, wird die Beurlaubung verlängert und der 
Kirchenbeamte im Anschluß an seine Amtszeit erneut für eine 
weitere Amtszeit in dasselbe Amt berufen, so endet das Kirchen­
beamtenverhllltnis auf Zeit mit Ablauf der neuen Amtszeit. 

§ 25

Dienstunflhigkeit 

Der Kirchenbeamte auf Lebensze.it ist in den Ruhestand zu 
versetzen, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte zur 
Erfilllung seiner Dienstpflichten dauernd unfithig ist (dienstunfäc 
hig). Als dienstunfllhig kann der Kirchenbeamte auch dann ange­
sehen werden, wenn er wegen Krankheit innerhalb von sechs 
Monaten mehr als drei Monate keinen Dienst getan hat und keine 
Aussicht besteht, daß er innerhalb weiterer sechs Monate wieder 
voll dienstfithig wird. Auf Anordnung eines Dienstvorgesetzten 
ist der Kirchenbeamte verpflichtet, sich von einem Amts- oder 
Vertrauensarzt untersuchen und, falls dieser es für erforderlich 
hält, auch beobachten zu lassen. 

§ 26
Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfllhigkeit 

auf Antrag des Kirchenbeamten 

(1) Beantragt der Kirchenbeamte auf Lebenszeit, ihn wegen
Dienstunfithigkeit in den Ruhestand zu versetzen, so wird seine
Dienstunfllhigkeit dadurch festgestellt, daß sein Dienstvorgesetz­
ter aufgrund eines amts- oder vertrauensärztlichen Gutachtens
Ober den Gesundheitszustand erklärt, er halte ihn filr dauernd
unflhig seine Dienstpflichten zu erfilllen.
(2) Die Entscheidung des Dienstvorgesetzten nach Absatz 1
bedarf der Einwilligung der obersten Dienstbehörde.

§ 27

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfllhigkeit 
gegen den Willen des Kirchenbeamten 

(1) Ist ein Kirchenbeamter auf Lebenszeit als dienstunfähig
anzusehen und beantragt er die Versetzung in den Ruhestand
nicht, so ist ihm oder seinem Pfleger vom Dienstvorgesetzten mit
Einwilligung der obersten Dienstbehörde bekanntzugeben, daß
seine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt sei. Dabei sind
die Gründe filr die Versetzung in den Ruhestand anzugeben. Ist
der Kirchenbeamte nicht in der Lage, in dem Verfahren seine
Rechte wahrzunehmen, so ist auf Antrag der für die Versetzung
in den Ruhestand zuständigen Stelle von dem erstinstanzlichen
kirchlichen Verwaltungsgericht ein Beistand_ zu bestellen oder
beim Amtsgericht die Bestellung eines Pflegers zu beantragen.
(2) Erhebt der Kirchenbeamte, sein Beistand oder sein Pfleger
innerhalb eines Monats keine Einwendungen, so ist aufgrund
eines amts- oder vertrauensärztlichen Gutachtens Ober die Verset­
zung in den Ruhestand zu entscheiden.
(3) Werden Einwendungen erhoben, so ordnet die oberste Dienst­
behörde die Einstellung oder Fortfilhrung des Verfahrens an. Die
Anordnung ist dem Kirchenbeamten, seinem Beistand oder sei­
nem Pfleger bekanntzugeben.
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(4) Wud das Verfahren fortgcfllhrt, so ist ein Kirchenbeamter mit
der Ermittlung des Sachverhaltes zu beauftragen; er hat die Rechte
und Pflichten des Untersuchungsfllhrers im fönnlichen Verfahren
nach dem Amtspflichtverlctzungsgesetz. Der Kirchenbeamte, sein
Beistand oder sein Pfleger ist zu den Vernehmungen zu laden und
nach Abschluß der Ermittlungen zu deren Ergebnis zu hömt.
(S) Stellt die oberste Dienstbehörde fest. daß der Kirchenbeamte
dienstflhig ist, so stellt sie das Verfahren ein. Die Entscheidung 
wird dem Kirchenbeamten, seinem Beistand oder seinem Pfleger 
bekanntgegeben. Wird festgestellt, daß der Kirchenbeamte dienst­
unflhig ist, so ist er mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde 
in den Ruhestand zu versetzen. 

§28
Versetzung von Kirchenbeamten 

auf Probe in den Ruhestand 

(1) DeiKirchenbeamte auf Probe ist in den Ruhestand zu verset­
zen, wenn er infolge Krankheit, Verletzung oder sonstiger Be­
schädigung, die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausnbung
oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig
geworden ist.
(2) Er kann in den Ruhestand versetzt werden, wenn er aus
anderen Gründen dienstuntlhig geworden ist.
(3) Die§§ 26 und 27 sind entsprechend anzuwenden.

§ 29
Rechtsfolgen des Ruhestandes 

(1) Mit Beginn des Ruhestandes ist der Kirchenbeamte unter
Aufrechterhaltung seines Kirchenbeamtenverhlltnisses der Pflicht
zur Dienstleistung enthoben. Im übrigen hat er weiter die in
diesem Kirchengesetz bestimmten Amtspflichten und untersteht
damit dem Disziplinargesetz.
(2) Der Kirchenbeamte im Ruhestand kann vor Vollendung des
62. Lebensjahres, als Schwerbehinderter im Sinne des § 1 des
Schwerbehindertengesetzes des 60. Lebensjahres jederzeit wie­
der· zum Dienst berufen werden, wenn die Gronde fllr seine
Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind; das gleiche gilt
m, einen Kirchenbeamten im Ruhestand, der nach § 69 in den
Ruhestand versetzt wurde, wenn die Gründe fllr die Versetzung in
den Wartestand weggefallen sind. Er ist verpflichtet, der Beru­
fung Folge zu leisten, wenn er seinen frOheren Rechtsstand (§ S) 
und ein gleichwertiges Amt wieder erhält. 
(3) o,iedkirchen, die von der Ennächtigung in § 23 Abs. 5
Gebrauch machen, können von Absatz 2 abweichende Regelun­
gen treffen11 .

§30
Entlassung anstelle des Eintritts 

und der Versetzung in den Ruhestand 

(l) Der Kirchenbeamte ist zu entlassen, wenn er zu dem für den
Eintritt oder die Versetzung in den Ruhestand maßgebenden
Zeitpunkt eine Dienstzeit von mindestens fllnf Jahren (Wartezeit)
nicht abgeleistet hat, es sei denn, daß er infolge Krankheit,
Verletzung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes
Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes

II Die Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs hat von dieser Möglichkeit 
keinen Gebrauch gemacht 

zugezogen ."hat, dienstunfähig geworden ist. 
(2) Die Be�hnung der Wartezeit nach Absatz 1 regeln die
Vereinigte Kirche und ihre Gliedkirchen je für ihren Bereich.

§3.1
Form und Rocknahme der Versetzung in den Ruhestand 

Die Versetzung in den Ruhestand ist dem Kirchenbeamten durch 
eine schriftliche Verfllgung bekanntzugeben. Die Verfllgung muß 
den Zeitpunkt, mit dem der Ruhestand beginnt, enthalten. Die · 
Verfllgung kann bis zum Beginn des Ruhestandes zurückgenom­
men werden, wenn die Versetzung in den Ruhestand nicht zwin­
gend vorgeschrieben ist. 

6. Beendigung des Kirchenbeamterrverhältnisses

§.32
Beendigungsgronde 

Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch Tod durch 
1. Ausscheiden,
2. Entlassung,
3. Entfernung aus dem Dienst nach dem Amtspßichtverletzungs­
gesetz.

§ 33
Ausscheiden aus dem Kirchenbeamtenverhältnis 

(1) Der Kirchenbeamte scheidet aus dem Kirchenbeamten­
verhlltnis aus, wenn er
1. ohne Einwilligung seines Dienstherrn seinen Dienst in der
Absicht aufgibt, ihn nicht wieder aufzunehmen,
2. als Kirchenbeamter auf Probe oder auf Widerruf das Alter
erreicht, in dem ein Kirchenbeamter auf Lebenszeit wegen
Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand tritt.
3. in ein öffentlich-rechtliches Dienst, oder Amtsverhlltnis zu
einem anderen kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienst-
herrn tritt. sofern kirohengesetzlich nichts andemi bestimmt ist,

·;.,· dies gilt nicht, wenn im Einvernehmen mit dem neuen Dienst-
herm die Fortdauer pes Kirchenbeamtenverhältnisses neben dem 
neuen Dienst• oder Amtsverhlltnis angeordnet wird, und fllr den 
Eintritt in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Widenuf oder im 
Nebenamt, 
4. aus der Kirche austritt oder zu einer anderen Religionsgemein­
schaft übertritt, § 7 Abs. 2 Nr. l gilt sinngemäß.
(2) Die oberste Dienstbehörde entscheidet darüber, ob die Vor­
aussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, und stellt den Tag der
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses fest.

§ 34
Zwingende Entlassungsgründe 

(1) Der Kirchenbeamte ist zu entlassen
1. wenn er sich weigert, das kirchengesetzlich vorgeschriebene
Gelöbnis abzulegen oder
2. im Falle des § 30 oder
3. wenn er als Kirchenbeamter auf Probe
a) eine Handlung begeht, für die eine Maßnahme unzureichend
ist, auf die durch Disziplinarverfllgung erkannt werden kann, 
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b) dienstunfll.hig ist und nicht in den Ruhestand versetzt wird
oder
4. wenn er als Kirchenbeamter auf Widerruf dienstunfllhig ist oder
5. wenn er nach§ 7 Abs. 1 Nm. 2 und 3 nicht berufen werden durfte
und eine Befreiung nach § 7 Abs. 2 nicht erteilt ist
(2) § 33 Abs. 2 gilt. entsprechend.

§ 35
Entlassung auf Antrag, ROcktrittsvorbehalt 

(1) Der Kirchenbeamte kann jederzeit seine Entlassung verlan­
gen. Das Verlangen muß dem Dienstvorgesetzten schriftlich
erklärt werden. Die Erklärung kann, solange die Entlassungs­
verfügung dem Kirchenbeamten noch nicht zugegangen ist, inner­
halb von zwei Wochen nach Zugang bei dem Dienstvorgesetzten
zurückgenommen werden, mit Einwilligung der obersten Dienst­
behörde auch nach Ablauf dieser Frist.
(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszuspre­
chen; sie kann so lange hinausgeschoben werden, bis der Kirchen­
beamte seine Amtsgeschäfte ordnungsgemäß erledigt hat, jedoch
längstens für drei Monate. Bei Kirchenbeamten, die hauptamtlich
an kirchlichen Ausbildungsstätten tätig sind, kann die Entlassung
längstens bis zum Ende des Semesters, Schulhalbjahres oder
Lehrganges hinausgeschoben werden.
(3) Dem Kirchenbeamten kann auf Antrag mit der Entlassung
das Recht des Rücktritts in das Kirchenbeamtenverhältnis
vorbehalten werden. Dieses Recht kann befristet werden und setzt
voraus, daß im Zeitpunkt der Rückkehr des Kirchenbeamten die
für die Übertragung eines Amtes erforderlichen persönlichen
Voraussetzungen gegeben sind. Das Nähere regeln die Vereinig­
te Kirche und ihre Gliedkirchen je fllr ihren Bereich11•

§35M
[Frist fllr Rocktrittsvorbehalt, Rechte bei Rückkehr) 

(1) Die Frist soll nicht länger als 3 Jahre betragen.
(2) Dem Kirchenbeamten bleiben bei der Rückkehr die Rechte
und Anwartschaften gewahrt, die er im Zeitpunkt seiner Entlas­
sung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis hatte. Ausnahmsweise
können die Rechte und Anwartschaften des Kirchenbeamten so
geregelt werden, als ob die Entlassung nicht erfolgt wäre.

§ 36
Entlassung · wegen mangelnder Bewährung 

(1) Der Kirchenbeamte auf Probe kann entlassen werden, wenn
er sich in der Probezeit nicht bewährt.
(2) Bei der Entlassung nach Absatz 1 ist eine Frist einzuhalten, ·
und zwar bei einer Beschäftigungszeit von
1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluß,
2. von mehr als drei Monaten ein Monat zum Monatsschluß,
3. von mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluß eines
Kalendervierteljahres.
Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener Tätigkeit
als Kirchenbeamter auf Probe im Bereich derselben obersten
Dienstbehörde.

§ 37
Entlassung von Kirchenbeamten auf Widerruf 

(1) Der Kirchenbeamte auf Widerruf kann jederzeit entlassen
werden. § 36 Abs. 2 gilt entspreehend.

11 Siehe hierzu § 35 M 

(2) Dem Kirchenbeamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst
soll Gelegenheit gegeben werden, den Vorbereitungsdienst abzu­
leisten und die für seine Laufbahn vorgeschriebene Prüfung
abzulegen. Mit der Ablegung der Prüfung endet sein Kirchen­
beamtenverhältnis, soweit nichts anderes bestimmt ist

§ 38
Entlassungsverfahren 

(1) Der Kirchenbeamte wird von der Stelle entlassen, die für seine
Ernennung zuständig ist. Steht der Kirchenbeamte nicht im un­
mittelbaren Dienst einer Gliedkirche, so bedarf seine Entlassung
in den Fällen der §§ 36 und 37 der Einwilligung der obersten
Dienstbehörde.
(2) Die Entlassung wird, wenn die Verfügung keinen späteren
Zeitpunkt bestimmt und durch Kirchengesetz nichts anderes
bestimmt ist, mit dem Ende des Monats wirksam, der auf den
Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung dem Kirchen­
beamten schriftlich bekanntgegeben worden ist. Im Falle des § 34
Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a ist die Entlassungsverfügung zuzustellen;
die Entlassung wird mit der Zustellung wirksam.

§ 39
Wirkungen der Beendigung des Kirchenverhältnisses 

Nach der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses hat der 
frohere Kirchenbeamte keinen Anspruch auf Leistungen des 
Dienstherrn, soweit durch Kirchengesetz nichts anderes bestimmt 
ist. Im Falle des§ 30 kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des 
Ruhegehalts bewilligt werden. Der frühere Kirchenbeamte darf 
die Amts- oder Dienstbezeichnung und die im Zusammenhang mit 
dem Amt oder Dienst verliehenen Titel nur führen, wenn ihm die 
Erlaubnis hierzu erteilt worden ist (§ 56 Abs. 4). 

m Abschnitt Rechtliche Stellung des Kirchenbeamten 

1. Pflichten

§ 40
Allgemeines 

(1) Der Kirchenbeamte hat sein Amt so zu führen, wie es den
Pflichten des Gelöbnisses nach § 41 entspricht.
(2) Er ist verpflichtet, sich innerhalb und außerhalb des Dienstes
so zu verhalten, wie es von einem Kirchenbeamten erwartet wird.
(3) Der Kirchenbeamte ist für die Rcxhtmäßigkeit seiner dienst­
lichen Handlungen verantwortlich. Bedenken gegen die Rechtmä­
ßigkeit dienstlicher Anordnungen hat er unverzüglich bei seinem
unmittelbaren Vorgesetzten und, falls dieser die Anordnung auf­
n:chterhält, bei dem nlchsten Vorgesetzten oder der nächsthöhe­
ren Dienststelle geltend zu machen. Wird die Anordnung bestä­
tigt, so muß der Kirchenbeamte sie ausführen. Die Bestätigung ist
auf Verlangen schriftlich zu geben.

§ 41
Gelöbnis 

Der Kirchenbeamte legt bei seiner Einstellung, soweit durch 
Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist, folgendes Gelöbnis 
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ab: ,,Ich gelobe, den mir anvertrauten Dienst in voller Hingabe 
und nach dem evangelisch-lutherischen Bekenntnis und den 
kirchlichen Ordnungen zu erfOllen, Verschwiegenheit zu wahren 
und mein Leben so zu führen, wie es von einem Kirchenbeamten 
erwartet wird"13• 

§41 M
[Erklärung des Gelöbnisses] 

Das Gelöbnis ist gegenüber dem Dienstvorgesetzten zu erklären. 
Darüber ist eine Niederschrift anzufertigen. 

§ 42
Geschenke, Ausschluß von Amtshandlungen 

(1) Die Unabhängigkeit des Kirchenbeamten und das Ansehen
des Amtes darf durch Annahme von Geschenken nicht beeinträch­
tigt wetden. Deshalb ist es den Kirchenbeamten nicht gestattet,
Geld oder geldwerte Zuwendungen fllr sich persönlich anzuneh•
men. Das Nahere regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen je für ihren Bereich14• 

(2) Der Kirchenbeamte darf keine dienstlichen Handlungen vor­
nehmen die sich gegen ihn selbst oder einen Angehörigen richten
oder die ihm oder einem Angehörigen einen Vorteil verschaffen
würden1s.

§42M
[Antrag für die Annahme von Geschenken] 

(1) Auf Antrag kann die oberste Dienstbehörde in begrilndeten
Fällen die Annahme gestatten.
(2) Geschenke, die das herkömmliche Maß nicht überschreiten,
darf der Kirchenbeamte annehmen.
(3) Angehörige im Sinne des § 42 Abs. 2 sind diejenigen Personen,
die in§ 20 Abs. 5 des.Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes
als solche bezeichnet werden.

§ 43
Politische Betätigung 

Der Kirchenbeamte hat bei politischer Betätigung die Mäßigung 
und Zurilckhaltung zu üben, welche die Rücksicht auf sein kirch­
liches Amt gebietet. Die beamten-, besoldungs- und versorgungs­
rechtlichen Folgen einer Wahl des Kirchenbeamten in eine poli­
tische· Körperschaft regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied-
kirch en je für ihren Bereich15• 

§ 44
Unterstützung einer Vereinigung 

Der Kirchenbeamte darf eine Körperschaft oder Vereinigung 
nicht unterstützen, wenn er dadurch in Widerspruch zu seinem 
Amt tritt oder wenn er durch die Unterstützung in der Ausübung 
seines Dienstes wesentlich behindert wird. 

13 Siehe hierzu § 41 M. 
"Siehe hierzu § 42 M. 
" Siehe hierzu § 42 M. 
„ Die Evang.-Luth. Landeskin:he Mecklenburgs hat Regelungen hienunoch 
nicht erlassen. Es gelten die entsprechenden Vors.;hriften des Pfarrergesetzes 
sinngemäß. 

§ 45
Verbot der Amtsführung 

Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann 
dem Kirchenbeamten nach Anhörung oder auf Antrag des Dienst­
vorgesetzten die Führung der Dienstgeschäfte aus zwingenden 
dienstlichen Gründen ganz oder in bestimmtem Umfang verbie-. 
ten. Der Kirchenbeamte soll vor Erlaß des Verbots gehört werden. 
Das Verbot darf nur bis zur Dauer von drei Monaten aufrechter• 
halten werden. 

§46
Schweigepflicht und Herausgabe von Schriftgut 

(1) Der Kirchenbeamte hat Ober die ihm bei Ausubung seines
Amtes bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit
zu bewahren, soweit dies ihrer Natur nach.erforderlich oder durch
Dienstvorschrift angeordnet ist ·Dies gilt auch für die Zeit nach

a, Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses. V' 
(2) Der Kirchenbeamte darf ohne Einwilligung der obersten
Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle über solche
Angelegenheiten weder vor Gericht noch außergerichtlich aussa-
gen oder Erklärungen abgeben. Die Einwilligung, als Zeuge
auszusagen oder ei� Gutachten zu erstatten, kann versagt werden,
wenn die Aussage oder das Gutachten wichtige kirchliche Inter-
essen geflthrden würde.
(3) Der Kirchenbeamte hat, auch nach Beendigung des Kirchen­
beamtenverhältnisses, amtliche Gegenstände und Au�eichnun• 
gen jeder Art Uber dienstliche Vorgänge, auch soweit es sich um 
Wiedergaben handelt, herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung 
triffi seine Hinterbliebenen und Erben. 

§ 47
Nebentltigkeit 

(1) Der Kirchenbeamte ist auf Verlangen seines Dienstherrn
verpflichtet, eine Nebentätigkeit im kirchlichen Dienst unent-

A:· geltlich zu übernehmen, wenn sie ihm zuzumuten und mit seinen 
11P

Dienstpflichten vereinbar ist. 
(2) Besteht eine Verpflichtung nach Absatz 1 nicht, so bedarf der
Kirchenbeamte zur Übernahme einer Nebentätigkeit, insbeson­
dere zur Übernahme einer Vormundschaft, Pflegschaft oder
Testamentsvollstreckung der Genehmigung der obersten Dienst­
behörde. Diese bestimmt, ob und in welcher Höhe eine dem
Kirchenbeamten gewährte Vergütung an seinen Dienstherrn ab­
zuführen ist. Die Entscheidungen der obersten Dienstbehörde
sind jederzeit widerruflich.
(3) Einer Anzeige bei der obersten Dienstbehörde, aber keiner
Einwilligung durch diese bedarf
1. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, kOnstlerische oder
Vortragstltigkeit,
2. die Übernahme von Ehrenämtern in Körperschaften, Anstal•
ten, Gesellschaften oder Vereinen, deren Bestrebungen kirchli­
chen, wohltätigen, künstlerischen, wissenschaftlichen, kulturel­
len, sportlichen, beruflichen oder politischen Zwecken dienen.
(4) Eine Tätigkeit nach Absatz 3 kann ganz oder teilweise
unterSagt werden, wenn sie mit den Dienstpflichten des Kirchen­
beamten nicht mehr vereinbar ist. §§ 43 Satz 1 und 44 bleiben
unberührt.
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(5) Das Nllhere regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen je fllr ihren Bereich11 • 

. §47M 
[Einholung der Genehmigung tllr eine Nebentllti�eit] 

Die Genehmigung nach § 47 Abs. 2 bzw. die Anzeige nach § 47 
Abs. 3 sind vor der Übernahme der Nebentätigkeit einzuholen 
bzw. zu erstatten. 

§48

Wohnung und Aufenthalt 

(1) Der Kirehenbeamte hat seine Wohnung so zu nehmen, daß er
. in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte
nicht beeintrll.chtigt wird.
(2) Der Kirchenbeamte kann, wenn die dien�tlichen Verhllltnisse
es erfordern, angewiesen. werden, seine Wohnung innerhalb be­
stimmter Entfernung von seiner Dienststelle zu nehmen oder eine
Dienstwohnung zu beziehen.
(3) Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es dringend erfor­
dern, kann der Kirchenbeamte angewiesen werden, sich wllhrend
der dienstfreien Zeit so in der Nllhe seines Dienstortes aufzuhal­
ten, daß er lei�ht erreicht 'Yerden kann.

. §49 
Arbeitszeit 

(1) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamten wird durch allgemeine
Vorschriften geregelt. Soweit Vorschriften dem nicht entgegen­
stehen, bestimmt der· Dienstvorgesetzte die Arbeitszeit.
(2) Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, Ober die regelmllßige
Arbeitszeit hinaus ohne Entschädigung seinen Dienst zu leisten,
wenn die dienstlichen Verhllltnisse es erfordern. Wird er dadurch
erheblich mehr beansplllcht, so ist ihm in der Regel innerhalb
angemessener Zeit Dienstbefreiung in entsprechendem Umfang
zu gewähren ..
(3) Das Nähere· regeln die:Vereinigte Kirche und ihre Glied­
k:irchen je fllr ihren Bereich11• 

§49M
[Regelungen tl1r die Arbeitszeit] 

Die Arbeitszeit richtet sich nach den tllr den jeweiligen Arbeits­
bereich geltenden Bestimmungen 

§ 50
Fernbleiben vom Dienst 

(1) Der Kirchenbeamte darf dem Dienst nicht ohne Einwilligung
fernbleiben, es sei denn, daß er wegen Krankheit oder aus anderen
Gründen daran gehindert ist, seine Dienstpflichten zu erfüllen.
Der Kirchenbeamte hat seinen Vorgese1zten unverzüglich von
seiner Verhinderung zu unterrichten. Die Dienstunfähigkeit we­
gen Krankheit ist auf Verlangen nachzuweisen.
(2) Wenn der Kirchenbeamte im Falle einer Krankheit seinen
Wohnort verläßt, hat er seiner Dienststelle hiervon Kenntnis zu
geben.

17 Siehe hienu § 47 M. 
11 Siehe hienu § 49 M. 

. ' ' 

(3) Bleibt der Kirchenbeamte schuldhaft dem Dienst fern. so
verliert er fllr die Zeit des Fembleibens seine Bezüge. Die oberste
Dienstbehörde stellt den Verlust der Beznge fest und teilt dies
dem Kirchenbeamten mit. Die Möglichkeit. ein Verfahren nach
dem Disziplinargesetz1' einzuleiten, bleibt unberührt.

2. NichterfiUlung von Pflichten

§ 51
Amtspflichtverletzungen 

(1) Der Kirchenbeamte verletzt die Amtspflicht, wenn er schuld­
haft die Obliegenheiten verletzt oder Aufgaben vernachlässigt,
die sich aus seinem Dienst- und Treueverhältnis ergeben.
(2) Das Verfahren und die Rechtsfolgen von Amtspflicht­
verletzungen nach Absatz 1 richten sich nach dem Disziplinarge­
setzlll.

§ 52

Haftung 

(1) Verletzt ein Kirchenbeamter vorsätzlich oder grob fahrlllssig 
die ihm obliegenden Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, dessen
Aufgaben er wahrgenommen hat, den daraus entstandenen Scha­
den zu ersetzen. Haben mehrere Kirchenbeamte den Schaden
gemeinsam verursacht, so haften sie als Gesamtschuldner.
(2) Die Ansprüche verjllhren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an,
in dem der Dienstherr von dem Schaden und der Person des
Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese
Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Handlung an.
(3) Leistet der Kirchenbeamte dem Dienstherrn Ersatz und hat
dieser einen Ersatzanspruch gegen einen Dritten, so ist dem
Kirchenbeamten dieser Anspruch abzutreten.

3. Rechte

§ 53
Fürsorge- und Treuepflicht des Dienstherrn 

(1) Aufgrund des Dienst- und Treueverhältnisses hat der Kirchen­
beamte ein Recht auf Fürsorge tllr sich und seine Familie. Der
Kitchenbeamte ist gegen Behinderungen seines Dienstes und
ungerechtfertigte Angriffe auf seine Person in Schutz zu nehmen.
(2) Der Kirchenbeamte hat Anspruch auf angemessenen Unterhalt
fllr sich und seine Familie, insbesondere durch Gewährung von
Besoldung und Versorgung sowie von Beihilfen in Krankheits-,
Geburts- und Todesfällen. Das Nähere regeln die Vereinigte
Kirche und ihre Gliedkirchen je für ihren Bereich; zur Regelung
der Besoldung und Versorgung21 bedarf es eines Kirchengesetzes.

§ 54
Reise- und Umzugskosten 

(1) Der Kirchenbeamte hat Anspruch auf Reise- und Umzugs­
kostenvergOtung und Trennungsgeld.
(2) Das Nähere regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen je für ihren Bereich.22 

"Disziplinargesetz vom 6.12.1989, ABIVELKD Bel VI S. 104 ff. 
"Disziplinargesetz vom 6.12.1989, ABIVELKD Bd. VI S. 104 Jf. 
21 Versorgungsgesetz vom 17.11.1991, KADI 1991 S. 147 
22 Kirchliche Reisekostenverordnung vom 5. Juni 1993, KADI 1993 S. 126. 
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§ 55
Freistellung vom Dienst aus famililren Gründen 

(1) Einern Kirchenbeamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag
L die Arbeitszeit bis auf die H!llfte der regelmäßigen Arbeitszeit
ermlßigt werden oder
2. ein Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur Dauer von drei Jahren
mit der Möglichkeit der Verlängerung gewlhrt werden, wenn er
mit einem Kind unter sechs Jahren oder mit mindestens zwei
Kindern unter zehn Jahren in hlluslicher Gemeinschaft lebt und
diese Personen tatsächlich betreut. Urlaub und Ermäßigung der
Arbeitszeit können auch aus anderen wichtigen familiären Grün­
den gewlhrt werden.
(2) Ermllßigung der Arbeitszeit und Beurlaubung sollen zusam­
men eine Dauer von zwölf Jahren, Beurlaubungen allein eine
Dauer von sechs Jahren nicht überschreiten. Der Antrag auf
Verliingerung einer Beurlaubung ist spätestens sechs Monate vor
Ablauf der genehmigten Beurlaubung zu stellen.
(3) Wlhrend einer Freistellung vom Dienst nach Absatz 1 dOrfen
nur solche Nebentltigkeiten genehmigt werden, die dem Zweck
der Freistellung nicht zuwiderlaufen.
(4) Die Gliedkirchen können abweichende Regelungen treffen23

• 

§ 55a
Freistellung vom Dienst aus anderen Gründen 

(1) Die Vereinigte Kirche und, ihre Gliedkirchen können in
Ausnahmesituationen im· Rahmen befristeter Erprobung vorse­
hen, daß Kirchenbeamte vom Dienst freigestellt werden. Die
Freistellung nach Satz 1 erfolgt durch·
a) Ermäßigung der Arbeitszeit auf hOchstens die Hälfte der
regelmlßigen Arbeitszeit oder
b) Beurlaubung ohne DienstbezOge.
Dabei ist zu regeln, ob und in welcher Höhe Einkommen aus einer
Nebentätigkeit an den Dienstherrn abzufilhren ist.
(2) Das Nähere regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen je fllr ihren Bereich14 • Dabei ,darf hinsichtlich des ·um­
fangs der Freistellung nicht über die Vorschriften des staatlichen
Beamtenrechts ober die Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen hinausgegangen werden.
(3) Vor dem Erlaß von Regelungen nach den Absätzen 1 und 2 ist
das Benehmen mit der Vereinigten Kirche herzustellen.

§ 56
Amtsbezeichnung 

(1) Soweit durch Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist,
werden die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamten von der
obersten Dienstbehörde festgesetzt.
(2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt verwen­
det wird, das eine bestimmte Befähigung voraussetzt und einen
bestimmten Aufgabenkreis umfaßt, darf nur einem Kirchen­
beamten verliehen werden, der ein solches Amt bekleidet.
(3) Kirchenbeamte im Wartestand führen die Amtsbezeichnung
mit dem Zusatz ,Jm Wartestand" (,J W."), Kirchenbeamte im
Ruhestand mit dem Zusatz ,Jm Ruhestand" (,J R.").
(4) Die oberste Dienstbehörde kann einem früheren Kirchen­
beamten erlauben, die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „außer

23 Die Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs hat von dieser Möglichkeit 
keinen Gebrauch gemacht. 
.,.. Regelungen wurden noch nicht erlassen. 

Dienst" (,,a. D.") sowie die im Zusammenhang mit dem Amt 
verliehenen Titel zu fllhren. Die Erlaubnis kann zurOckgenommen 
werden, wenn der frühere Kirchenbeamte sich ihrer als nicht 
würdig erweist 

§ 57
Ersatz von Sachschaden 

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne daß ein Dienstunfall
eingetreten ist, Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die
üblicherweise bei Wahrnehmung des Dienstes mitgeftlhrt wer­
den, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen,
so kann dem Kirchenbeamten daftlr Ersatz geleistet werden.
(2) Der Schadensersatz wird nicht gewlhrt, wenn der Kirchen­
beamte den Schaden vorsätzlich herbeigeführt hat; er kann ganz
oder teilweise versagt werden, wenn ein grob fahrlllssiges Verhal­
ten des Kirchenbeamten.zur Entstehung des Schadens beigetragen
hat.
(3) Das Nähere regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied- 0-.·· 
kirchen je für ihren Bereich. :as

§ 58
Abtretung von Schadensersatzansprüchen an den Dienstherrn 

(1) Wird ein Kirchenbeamter oder Versorgungsberechtigter oder
einer ihrer Angehörigen körperlich verletzt oder getötet und steht
einer dieser Personen infolge der Körperverletzung oder der
Töt�ng ein gesetzlicher Schadensersatzanspruch gegen einen
Dritten m, so werden Leistungen während einer auf der Körper­
verletzung beruhenden Aufhebung der Diensttlhigkeit oder Lei­
stungen infolge der Körperverletzung oder der Tötung nur gegen 
Abtretung dieser Ansprüche bis zur Höhe der Leistung des 
Dienstherrn gewährt.
(2) Der abgetretene Anspruch kann nicht zum Nachteil des
Bezugsberechtigten geltend gemacht werden.
(3) In den Fällen des Absatzes 1 ist der Bezugsberechtigte von .
Amts wegen auf die Möglichkeit der Abtretung und die Rechts­
folgen fllr die Gewährung der Leistungen nach diesem Kirchen­
gesetz hinzuweisen.16

§58M
[Abtretung eines Anspruchs 

aus einem Versicherungsvertrag] 

Die Vorschriften des § 58 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend für die 
Abtretung eines Anspruchs aus einem Versicherungsvertrag, wenn 
die Beiträge aus einer kirchlichen Kasse gezahlt werden. Werden 
die Beiträge nur teilweise aus einer kirchlichen Kasse gezahlt, so 
ist ein entsprechender Teilbetrag abzutreten. 

§ 59
Urlaub 

(l) Dem Kirchenbeamten steht jährlich Erholungsurlaub unter
Fortzahlung der Bezüge zu.
(2) Dem Kirchenbeamten kann auch aus anderen Gründen Urlaub
gewährt werden; dabei können ihm die Bezüge belassen werden,
wenn die dienstlichen Belange es rechtfertigen.

".Regelungen wurden noch nicht erlassen. 
" Siehe hierzu § �8 M . 

http:hinzuweisen.16
http:Bereich.1S
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(3) Das Nllhere regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen je fllr ihren Bereich27

• 

§59M
[Reglungshefugnis fllr eine Urlaubsverordnung] 

Das Nähere nber den Urlaub wird durch die Kirchenleitung 
geregelt11

. 

§60
Anträge und Beschwerden 

(1) Der Kirchenbeamte kann Anträge und Beschwerden vorbrin­
gen; hierbei hat er den Dienstweg einzuhalten. Der Beschwerde­
weg bis zur obersten Dienstbehörde steht ihm offen. Die Be­
schwerde hat keine aufschiebende Wirkung.
(2) Richtet sich die Beschwerde gegen <h::n unmittelbaren Vorge­
setzten, so kann sie bei dem nlchsthöheren Vorgesetzten einge­
reicht werden.

§ 61
Personalakten 

(1) Dem Kirchenbeamten ist auf Antrag Einsicht in die vollstln­
digen Personalakten mit Ausnahme der Prüfungsakten zu gewäh­
ren; Nebenakten, deren Kenntnis dem Kirchenbeamten vorent•
halten werden soll, dürfen nicht gefllhrt werden. Die Vertretung
durch einen Rechtsanwalt, der ·nicht einem in der Evangelischen
Kirche in Deutschland geltenden Bekenntnis angebort, ist ausge­
schlossen. Den Hinterbliebenen eines verstorbenen Kirchen­
beamten ist nber den Inhalt der Personalakten Auskunft zu geben,
soweit sie ein berechtigtes Interesse daran haben und dienstliche
Interessen nicht entgegenstehen.
(2) Der Kirchenbeamte muß Qber Beschwerden und Behauptun­
gen tatsllchlicher Art, die fllr ihn ungünstig sind oder ihm nachtei­
lig werden· kOnnen, · vor Aufnahme in die Personalakten gehört
werden. Seine Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen.
(3) Zu Vorgängen in den Personalakten Ober Behauptungen, die
sich als falsch' erwiesen haben,. gibt der Dienstvorgesetzte einen
entsprechenden ·Vermerk. zu den Personalakten.

§62
Dienstzeugnis 

Dem Kirchenbeamten wird nach Beendigung des Kirchen­
beamtenverhältnisses oder beim Wechsel des Dienstherrn auf 
Antrag ein Dienstzeugnis Ober Art und Dauer der von ihm 
bekleideten Ämtef eJteilt, Das Dienstzeugnis muß auf Verlangen 
des Kirchenbearnten auch Ober seine Tätigkeit und seine Leistun­
gen Auskunft geben.' 

§ 63

Beteiligung der Kirchenbeamtenvertretung 

(1) Bei der Vorbereitimg. allgemeiner dienstrechtlicher Vorschrif-

27 Siehe hierzu § 59 M.
„ Siehe Verordnung Ober Urlaub und Dienstbefreiung für Pastorinnen und 
Pastoren, Kirchenbeamte .. und · Kirchenbeamtinnen vom 4.12.1993, KABI 
1994 s. 15. 

ten der Vereinigten Kirche ist eine Kirchenbeamtenvertretung der 
Vereinigten Kirche zu beteiligen. 
(2) Bereitet die Vereinigte Kirche allgemeine dienstrechtliche
Vorschriften mit Wirkung für die Gliedldrchen vor. ist eine
Kirchenbeamtenvertretung zu beteiligen. die auch aus Kirchen­
beamten der Gliedkirchen besteht (erweiterte Kirchenbeamten­
vertretung).
(3) Das Nähere regelt die Vereinigte Kirche durch Rechtsverord­
nung.18

4. Wartestand

§ 64
Voraussetzungen 

(l) Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit tritt in den kirchen­
gesetzlich vorgesehenen Fällen in den Wartestand.
(2) Wird eine kirchliche Körperschaft oder Dienststelle aufgelöst,

· umgebildet .oder mit einer anderen zusammengelegt, so kann der
Kirchenbeamte von der obersten Dienstbehörde in den Warte­
stand versetzt werden, wenn er weder weiterverwendet noch nach
§ i9 Abs. 4 versetzt werden kann. Die Versetzung in den Warte­
stand ist nur innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten der
Organisationsmaßnahme · nach Satz 1 zulässig.

§ 65
Beginn des Wartestandes 

Der Wartestand heginnt, wenn nicht in der Verfügung ein späterer 
Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende des Monats, in dem dem 
Kirchenbeamten die Versetzung in den Wartestand mitgeteilt 
wird. Die Verfllgung kann · bis zum Beginn des Wartestandes 
zurückgenommen werden. Die Verfllg!lßgen bedürfen der Schrift-
form. 

§ 66
Folgen der Versetzung in den Wartestand 

(1) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Versetzung in
den Wartestand nicht beendet. Der Kirchenbeamte verliert jedoch
mit dem Beginn des Wartestandes seine Planstelle und, soweit
nichts anderes bestimmt wird, die Nebenämter und Nebenbe­
schll.ftigungen, die ihm im Zusammenhang mit seinem Hauptamt
Obertragen sind.
(2) Mit Beginn des Wartestandes erhält der Kirchenbeamte
Wartegeld. Das Nähere regeln die Vereinigte Kirche und ihre 
Gliedkirchen je filr ihren Bereich. 

§ 67
Vorübergehende Venvendung 

(1) Der Kirchenbeamte im Wartestand ist auf Verlangen seines
Dienstvorgesetzten verpflichtet, vorüocrgehend dienstliche Auf­
gaben, die seiner Ausbildung entsprechen, zu übernehmen. Sol­
che Aufgaben können dem Kirchenbeamten im Wartestand inner­
halb des Bereiches der Zuständigkeit der obersten Dienstbehörde
übertragen werden. Auf die persönlichen Verhältnisse des Kirchen­
beamten ist Rücksicht zu nehmen.
(2) Das Nähere über die Rechtsstellung des im Wartestand

" Rechtsverordnung wurde noch nicht erlassen. 
" Regelungen wurden noch nicht erlassen. 
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verwendeten Kirchenbeamten regeln die Vereinigte Kirche und 
ihre Gliedkirchen je fllr ihren Bereich31 • 

§ 68
Wiederverwendung 

Der Kirchenbeamte im Wartestand kann vor Vollendung des 6 2. 
Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst berufen werden. Er ist 
verpflichtet, der Berufung zu folgen, wenn sein Rechtsstand (§ 5) 
nicht verschlechtert wird und ihm Besoldung nach der Besol­
dungsgruppe gewährt wird, aus der sich das Wartegeld errechnet 
§ 67 Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 69
Versetzung in den Ruhestand 

(1) FOr ·den Kirchenbeamten im Wartestand gelten die Vorschrif­
ten der §§ 23 bis 31 entsprechend.
(2) Im Obrigen kann der Kirchenbeamte im Wartestand mit seiner
Zustimmung jederzeit, nach fllnfjllhriger Wartestandszeit auch 
gegen seinen Willen, in den Ruhestand versetzt werden. 
(3) Der Lauf der Frist nach Absatz 2 wird durch eine Verwendung
des Kirchenbeamten nach § 67 gehemmt.

§70
Ende des Wartestandes 

Der Wartestand endet, wenn 
1. der Kirchenbeamte wieder zum Dienst berufen wird (§ 68),
2. der Kirchenbeamte in den Ruhestand versetzt wird (§ 69),
3. das Kirchenbeamtenverhältnis beendet wird (§ 32).

IV .. Abschnitt Rechtsweg 

§ 71
Rechtsweg fllr Ansprache 

aus dem Kirchenbeamtenverhältnis 

(1) Über die Anfechtung kirchlicher Verwaltungsakte und Ober
Antrage auf Vornahme unterlassener Verwaltungsakte auf dem
Gebiet des Kirchenbeamtenrechts entscheidet der ftlr die Verei­
nigte Kirche und ihre Gliedkirchen jeweils zuständige Spruch­
körper. Bevor solche Ansprüche aus dem Dienstverhältnis im
Rechts"streit verfolgt werden, ist eine endgilltige Entscheidung der
obersten Dienstbehörde (Widerspruchsbehörde) einzuholen.
(2) Für die Klärung von vennögensrechtlichen Ansprüchen aus
dem Kirchenbeamtenverhältnis ist der Rechtsweg zu den staatli­
chen Verwaltungsgerichten gegeben.
(3) Das Nähere regeln die Vereinigte Kirche und ihre Glied.
kirchen durch Kirchengesetz je fllr ihren Bereich32•

§71 M

[Zuständigkeit des Rechtshofs] 

(1) Für Entscheidungen nach § 71 Abs. 1 ist der Rechtshof
zust!!.ndig. Widerspruchsbehörde ist die Kirchenleitung. § 16
dieses Kirchengesetzes gilt entsprechend.

H Regelungen wurden noch nicht erlassen. 
i, Siehe hierzu § 71 M. 

(2) An die Stelle des staatlichen Verwaltungsgerichts gemäß § 71
Abs. 2 tritt der Rechtshof.

V. Abschnitt. Sondervorschriften

. 1. Mitglieder ldrchmleitender Organe 

und Inhaber ldrchenleitender Ämter 

§72

(1) For das Dienstverhältnis derjenigen hauptamtlichen Mitglie­
der kirchenleitender Organe und Inhaber kirchenleitender Ämter,
die Kirchenbeamte sind, können die Vereinigte Kirche und ihre
Gliedkirchen abweichende Regelungen von diesem Kirchen�
gesetz treffen.
(2) Das Recht der Vereinigten Kirche und ihrer Gliedkirchen
bestimmt, wer Mitglied eines kirchenleitenden Organes und
Inhaber eines kirchenleitenden Amtes ist.

2. Ordinierte Kirchenbeamte

§ 73
In der Ordin_lltion begrOndete Rechte und Pflichten 

Die Vorschriften des IL Abschnittes des Pfarrergesetzes33 gelten 
fllr ordinierte Kirchenbeamte unmittelbar(§ 4 Abs. 3 und § 1 O des 
Pfärrergesetzes). Im Obrigen gelten fllr ordinierte Kirchenbeamte 
diejenigen Vorschriften des Pfarrergesetzes entsprechend, durch 
die nähere Regelungen Ober die Wahrnehmung von Auftrag und 
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakraments­
verwaltung sowie Ober Beschränkungen in der AusObung dieses 
Auftrags und Rechtes getroffen werden. 

3. Kirchenbeamte in verbundenen Stellen

§74
Verbundene Stellen 

(1) Besteht eine mit einem Kirchenbeamten besetzbare Stelle ftlr
mehrere kirchliche Rechtstrllger im Sinne des § I, so ist Dienst­
herr des Kirchenbeamten derjenige Rechtstrlger, fllr den die

· überwiegenden Aufgaben wahrzunehmen sind.
(2) Der Dienstherr nach Absatz 1 Obt die Rechte des Dienstvor­
gesetzten im Einvernehmen mit den anderen beteiligten Rechts­
trägem aus. Die beteiligten Rechtsträger können gemeinsam eine
Dienstanweisung erlassen; im übrigen obliegt die Dienstaufsicht
jedem Rechtstrllger ftlr seinen Bereich.
(3) Erhält ein Kirchenbeamter im Einverständnis seines Dienst­
herrn von einem anderen Rechtsträger im Sinne des § 1 einen
besonderen Auftrag, so gilt Absatz 2 entsprechend.
(4) Ergeben sich zwischen den beteiligten kirchlichen Rechts­
trägem Meinungsverschiedenheiten, so entscheidet die oberste
Dienstbehörde des Kirchenbeamten.

"Pfarrergesctz der VELKD mit den Anwendungesvorschriften fllrdie Evang.­
Luth. Landeskirche Mecklenburgs in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30.12.1993, veröffentlicht KABl 1994 S. 46 ff. 

e 

n 
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4. Kirchenbeamte m,f Zeit und im Nebenamt

§75
Kirchenbeamte auf Zeit 

(1) Für Kirchenbeamte auf Zeit gelten die Vorschriften für
Kirchenbeamte auf Lebenszeit entsprechend, wenn durch Kirchen­
geselz nichts anderes bestimmt ist.
(2) In das Kirehenbeamtenverhlltnis auf Zeit soll nicht berufen
werden, wer das 40. Lebensjahr vollendet hat. 
(3) Ein Kirchenbeamtenverhlltnis auf Zeit soll ft1r nicht mehr als
fünf Jahre begrondet und hOchstens um weitere fünf Jahre verlän­
gert Werden. Im Falle der Verllngerung gilt das Kirchen­
besmtenverhlltnis als nicht unterbrochen. 
(4) Unter welchen weiteren Voraussetzungen ein Kirchen­
beamtenverhlltnis auf Zeit im Haupt• oder Nebenamt begründet
.werden soll, regeln die Vereinigte Kirche und ihre Gliedkirchen
je für ihren Bereich34

• 

§.76
Kirchenbeamte im Nebenamt 

(l) Für Kirchenbeamte im Nebenamt gelten die Vorschriften
dieses Kirchengeselzes mit folgenden Maßgaben:
1. Der Kirchenbeamte im Nebenamt erhlllt entsprechend dem
Umfang seiner Tätigkeit Bezüge, Versorgung und Beihilfe, so­
weit dies durch Kirchengesetz bestimmt ist. Er hat Anspruch auf
Ersatz seiner Auslagen.
2. An die Stelle des Gelöbnisses nach §. 41 tritt eine Verpflichtung.
3. § 36 Abs. l Nr. 1 gilt entsprechend.
4. An die Stelle der Versetzung oder des Eintritts in den
Ruhestand tritt eine Verabschiedung.
5. § 7 Abs. 1 Nr. 2, § 13 Abs. 2, §§ 18 bis 22, § 33 Abs. 1 Nr.2 und
Abs. 2, §§ 47 bis 50, 53 Abs. 2 und §§ 64 bis 70 sind nicht
anzuwenden.
(2) Die Rechte und Pflichten des Kirchenbeamten im Nebenamt
werden im übrigen durch Art und Inhalt seines Dienstverhältnis­
ses im Nebenamt begrenzt.
(3) § 75 Abs. 4 gilt entsprechend.

VI. Abschnitt. Anwendung staatlichen Rechts

§77
Mutter-: .und .. Ngendarbeitsschutz, Erziehungsurlaub, 

· · . ·. · : Schwerbehindertenrecht

(1) Die filr Beamtinnen und Beamte des Bundes geltenden Vor­
schriften Ober Mutterschutz, Erziehungsurlaub, Jugendarbeits­
schutz und für die Sch\Jl;'erbchindcrten sind anzuwenden, soweit
dieses staatliche Recht unmittelbar gilt. Im übrigen gelten sie 
entsprechend, soweit .nicht .die Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen andere R�grlu�gen je für ihren Bereich getroffen haben. 
(2) Das Nähere regeln die .Vereinigte Kirche und ihre Glied­
kirchen je für ihren Bereich35

• 

< .§77M 
[Anwencioork�if#c:r·_Bestimmungen filr Pastoren} 

))··, 

Die Bestimmungc:Jl for Pastoren sind entsprechend anzuwenden. 
14 Regelungen wuroon
" Siehe § 77 M. 

vn. Abschnitt. Oberpngs- und ·SchluDvonchriften 

1. Übergangsvorschriften

§ 78
Oberleitung der Kirchen beamtenverhll.ltnisse 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die Kirehen•
besmten den Rechtsstand nach diesem Kirchengesetz.
(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere regeln die
Vereinigte Kirche und ihre Gliedkirchen je für ihren Bereich36

• 

2. Schlußvorschriften

§ 79
Ausführungsbestimmungen, Angleichung 

(1) Die Vel!'inigte Kirche und ihre Gliedkirch.en werden ermllch­
tigt, je filr ihren Bereich Ausfilhrungsbestimmungen zu diesem
Kirchengeselz zu erlassen.
(2) Bei Erlaß oder Änderung der in den §§ 17, 53 Abs. 2 sowie der
in Absatz 1 genannten Vorschriften (Ausführungsbestimmungen)
ist Rechtsgleichheit anzustreben. Die Gliedkirchen erlassen diese
Bestimmungen nach vorheriger Fühlungnahme mit der Vereinig•
ten Kirche, soweit dies nicht bereits durch Kirchengesetz be­
stimmt ist.
(3) Die Vorschriften filr die Vereinigte Kirche erläßt die Kirchen­
leitung durch Rechtsverordnung. Sie wird ermächtigt, dabei auch
die nach diesem Kirchengesetz kirchengesetzlich zu ordnenden
Gegenstände zu regeln.

§ 80
Außerkrafttreten von Vorschriften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten entsprechen­
de und entgegenstehende . Vorschriften außer Kraft.

§ 81
Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1.Januar 1981 in Kraft.
(2) Für die Gliedkirchen tritt dieses Kirchengesetz am 1. Januar
1982 in Kraft. Die Gliedkirchen können einen früheren Zeitpunkt
des Inkrafttretens bestimmen.

§ 81 M
[Inkrafttreten] 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1994 in Kraft. 

Schwerin, den 30. 12 .1993 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 

,. Regelungen wurden noch nicht erlassen. 
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472.01/50-1 

1. Verordnung vom 3. Dezember 1994
zur Ausführung des Kirchengesetzes über die Venorgung 

der Pastoren, Pastorinnen, Kirchenbeamten. und Kirchenb�mtinnen 
in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

(Kirchliches Versorgungsgesetz - KVG) 
vom 17. November 1991 

Zur Ausführung von § 43 des Kirchlichen Versorgungsgesetzes 
vom 17. November -1991 - KABIS. 147 - bestimmt die Kirchen­
leitung das Folgende: 

§ I 

Zum Ausgleich der aus der Zahlung des Rentenversicherungszu­
schlags (§ 3 Buchst. d des Kirchlichen Besoldungsgesetzes) 
entstehenden Mehrbelastung an Lohn- und Kirchensteuer erhal­
ten Pastoren und Kirchenbeamte eine nicht ruhegehaltfllhige 
Ausgleichszulage. Die durch den Rentenversicherungszuschlag 
und die Ausgleichszulage bedingten höheren Beiträge zur gesetz• 
Jichen Rentenversicherung 0bemimmt die Landeskirche. 

§2

(1) Als Ausgleichszulage wird die auf den Rentenversicherungs­
zuschlag entfallende Lohn- und Kirchensteuer einschließlich der
zum vollen Ausgleich einer Mehrbelastung jeweils anfallenden
weiteren Lohn- und Kirchensteuer gewährt.
(2) Liegt keine Lohnsteuerkarte oder eine solche der Steuerklasse
V oder VI vor, so wird die Ausgleichszulage aus den Werten 
berechnet, die sich ergaben, wenn eino Lohnsteuerkarte der den 
persönlichen Verhlltnissen des Pastors und Kirchenbeamten

472.01/50-2 

(Familienstand, Zahl der Kinderfreibeträge) entsprechenden Steu­
erklasse vorllge. 

§3

( I) Die Ausgleichszulage wird nach dem lohnsteuerpflichtigen
Bruttogehalt festgesetzt und monatlich gezahlt. 
(2) Fo� die zur .Fcstsetz�ng der Äusgleich

:iz
ula�c vonunehmcnde o,. 

Vergleichsberechnung smd Bruttogehalt 1m Smne von Absatz l ·. , 

die aus dem kirchlichen Dienstverh!Utnis gewährten lohnsteuer­
pflichtigen Bruttobezüge ohne Rentenversicherungszuschlag und 
die Ausgleichszulage nach § 2. Bei der Festsetzung der Aus­
gleichszulage werden nur die Eintragungen auf der Lohnsteuer-
karte (Stcuerklasso, Familienstand, Zahl der Kindcrfreibetrage) 
berücksichtigt. 

§4

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Schwerin, den 3. Dezember 1994. 

Die Kirchenleitung . 
Stier 
Landesbischof 

2. Verordnung vom 3. Dezember 1994
zur Ausffihrung des Kirchengesetzes über die Venorgung der Pastoren, Pastorinnen, 

Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen 
in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

(Kirch1iches Versorgungsgesetz - KVG) 
vom 17. November 1991 

[Steuervortei1sausgleichsverordnung] 

Zur Ausführung von § 45 des Kirchlichen Versorgungsgesetzes Versorgungsgesetz auf die Versorgungsbez0ge anzurechnen sind. 
vom 17. November 1991 - KABl. S. 147 - bestimmt die Kirchen-
leitung das Folgende: 

§ 1 
Grundsatz 

Renten im Sinne dieser Verordnung sind die Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung, die nach dem Kirchlichen 

§2
Berechnung des Kürzungsbetrages 

(1) Die Versorgungsbezüge der Versorgungsempflinger, die infol­
ge der Begründung der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf Grund der Vereinbarung über die Renten­
versorgung fnr auf Lebenszeit angestellte Mitarbeiter der Evange-
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lischen Kirchen und deren Hinterbliebene vom 28. Mllrz 1980 
sowie des Kirchlichen Versorgungsgesetz.es Renten aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung erhalten (Rentenempfllnger), wer­
den nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 gekOrzt. 
(2) Der Korzungsl>etritg i.st die um 25 v.H. des jeweiligen Ertrags­
anteils der.Ren� ge,k�rzte.Differenz zwischen
1. der Sumrne aiis'J,,ohn'.; und Kirchensteuer, die aus den vom

Dienstgeberzk �llflrenden VersorgungsbezOgen ohne An­
spruch a�fllente llllS der gesetzlichen Rentenversicherung zu
entrichten w� Ürid: 

2. der Sum111ci/�us:f.ot1rf und Kirchensteuer aus den um die
anzurechnC(!4�>ti.entegekOrzten VersorgungsbezOgen. 

(3) Erreicht die.Ditreft!n2:zwischen den Summen nach Absatz 2 
Nr.l und Nr

1
2. µJehf.25 y,H. des jeweiligen Ertragsanteils der 

Rente, ist · · · ·· · •• · · · ie ungekOrzte Differenz.
(4) Worde ng der Bestimmung des Absatzes 2 
Nr.2 lceirie . 

··. sfouer ergeben, ist KOrzungsbetrag
die Diffetem• 1.mime aus Lohn- und Kirchensteuer 
gemäß Absatze > y.�; des jeweiligen Ertragsanteils 

� Rente, Erre e ,:us Lohn- und Kirchensteuer 
,111 Absatz 2. ·. . .. vJL des jeweiligen Ertragsanteils der 

Rente,.·ist · gder .ungekOrzte Betrag nach Absatz 2
Nr. L .. · / , t'2,f(';{> . · 
(5) Worde;si9lif�i1Jdl���du11gder Bestimmung des Absatzes 2
Nr. 1. •. keine �ltlit i;Un<i;i, Kirchensteuer ergeben, erfolgt keine 
Korzung. ·· · ··. · , ·.· •· ··· · .. 

e 

be 
gek 
(2) 
1 S 
Vorj 

-,,,'t/.:- ... _. ' 

Ktirzungsbetrages nach § 2 findet im 
· · /In den Obrigen Monaten werden die
.. tim einen Betrag gekürzt, der dem 

Vorjahr einbehaltenen Korzungs� 
. ,· entspricht. In dem Jahr, in dem 

ehteentsteht, werden die Versorgungs­
• gemäß § 2 festzusetzenden Betrag 

. .  

·. 4ngsgrundlagen für deri gemäß Absatz
p�thaltenden Betrag gegenober. dem 
,erti kann auf Antrag eine Neufestset-

den;. · 

•)t §4 
" tigung · der Steuermerkmale

ff is Korzungsbetrages werden berOcksich-

·1995 des Theologischen
r VELKD in Pullach

veröffentlichten Jahresprogramm 
§�•dier1sen1inars der VELKD in Pullach

Kurs) 
Studienkurs wurde gegenOber 

1. die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte sowie
2. auf Antrag Freibeträge, die auch ohne Eintragung auf der 

Lohnsteuerkarte als steuermindemd zu berOcksichtigen sind;
diese sind durch Vorlage des letzten unanfechtbaren Ein­
kommensteuerbescheides oder einer Bescheinigung des Fi­
nanz.amtes Ober die im letzten Veranlagungszeitraum gew§hr­
ten Freibeträge nachzuweisen.

(2) Liegt keine Lohnsteuerkarte oder eine solche der Steuerklasse 
V oder VI vor, so wird der KOrzungsbetrag aus den Werten
berechnet, die sich ergäben, wenn eine Lohnsteuerkarte der den 
persönlichen Verhältnissen des Rentenempflngers (Familien­
stand, Zahl der Kinderfreibeträge) entsprechenden Steuerklasse
vorläge.
(3) Konnte ein Rentenempfllnger aus in seiner Person liegenden 
Gronden die Eintragung auf der Lohnsteuerkarte (Absatz 1) bis
zum Ablauf des Kalenderjahres nicht rechtzeitig beantragen, 
werden auf Antrag bei der Festsetzung des KOrzungsbetrages für 
dieses Jahr die der letzten Veranlagung zur Einkommensteuer

· zugrunde IJegenden Steuermerkmale (Steuerklasse, Familien­
stand, Zahl der Kinderfreibeträge) berOeksichtigt. Der Antrag ist 
innerhalb von 12 Monaten nach Eintritt der Rechtskraft des für das 
entsprechende Kalenderjahr erteilten Einkommensteuerbescheides 
zu stellen. Hierbei ist der Hinderungsgrund für die Unterlassung 
des Antrags auf Eintragung in der Lohnsteuerkarte glaubhaft zu 
machen. Absatz 1 Nr. 2 findet entsprechende Anwendung. 
(4) Wird der KOrzungsbetrag nach Absatz 1 Nr.2 oder nach Absatz 
3 festgestellt, ist für das auf die Antragstellung folgende Kalen­
derjahr zusammen mit dem Jahresausgleich gemäß § 3 Abs. 1 ein 
berichtigter Jahresausgleich vorzunehmen.

§5 
Anwendung auf Dienstbezüge 

Die §§ 1 bis 4 finden auf Rentenempflinger, die DienstbezOge 
beziehen, sinngemäß Anwendung . 

§6
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

Schwerin, den 3. Dezember 1994 

Die Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 

erster Voranzeige wegen des Hamburger Kirchentags auf diesen 
Tennin verschoben!) 
Kirche in Ost und West: 
Mit unterschiedlicher Geschichte vor gemeinsamen Aufgaben 
Gleichzeitig mit dieser Veränderung wird noch einmal auf diesen 
Kurs aufmerksam gemacht, der in besonderer Weise auch thema­
tisch interessant sein dOrfte. 

Schwerin, den 30. Dezember 1994 

·ner Oberkirchenrat
Flade

http:ualerlsenlina.rs
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4j0.10/ll 

Kammer für Stellenplanung 
und Strukturfragen 

Nachdem Herr Willi Stohmcyer, Neu Boddin, auf eigenen Wunsch 
aus der Kammer fllr Stellenplanung und Strukturfragen ausge­
schieden ist, hat der Oberkirchenrat mit sofortiger Wirkung in die 
Kammer berufen: 

Renate Kaps, Waren/M0ritz (Leiterin Kirchenkreisverwaltung). 

Schwerin, den 13. Dezember 1994 

Der Oberkirchenrat 
Flade 

Personalien 

246.0ln:1 

Pastorin Hanna Strack, Schwerin, ist zum 1. Mai 1994 mit der 
selbstandigen Verwaltung der Pfarrstelle bei der Evangelischen 
Frauenhilfe Mecklenburgs beauftragt worden. 

Schwerin, ·den 29. September 1994 

Stier 
Landesbischof 

Sobiech, Fred, PA/7 

Pastor Fred Sobiech ist mit Wirkung vom 1. September 1994 fO.r 
die Dauer von 8 Jahren zum Rektor des Theologisch-Plldagogi-
schen Instituts der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Meck­
lenburgs berufen worden. Zum 1. September 1994 ist er mit der 
selbständigen Verwaltung der Pfarrstelle I im Theologisch-Pä- o·. 
dagogischen Institut beauftragt. · .. l

Schwerin, den 12. Januar 199S 
Stier  
Landesbischof 

Loukidia, Regina, PA/19 

Pastorin Regina Loukidis ist auf ihren Antrag hin vom Oberkir­
chenrat zu SO % von ihrem Dienst in der ihr 0bertragenen 
Pfarrstelle in der Kirchgemei� Retgendorf freigestellt. 

Schwerin, den 13. Januar 199S 
Stier 
Landesbischof 

DOrr, Martin, PA/49-1 

Pastor Martin Dorr, Belitz, tritt wegen Erreichens der AJtersgren• 
ze gemäß§ 102 des Pfarrergesetzes der Vereinigten Evangelisch­
Lutherischen Kirche Deutschlands in der Fassung der Bekannt­
machung vom 30. Dezember 1993 (KABI 1994 S. 46 ff.) mit 

Q Wirkung vom 1. Januar 199S in den Ruhestand. · · 

Schwerin, den 29. Dezember 1994 
Stier 
Landesbischof 




